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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Rechnungslegung von Großunternehmen 

und Konzernen 

— Drucksache V/3197 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Rechnungslegung von Großunternehmen 
und Konzernen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Rechnungslegung von Unternehmen 

§ 1 

Zur Rechnungslegung verpflichtete Unternehmen 

(1) Ein Unternehmen hat nach diesem Abschnitt 
Rechnung zu legen, wenn für den Tag des Ablaufs 
eines Geschäftsjahrs (Abschlußstichtag) und für den 
folgenden Abschlußstichtag jeweils mindestens zwei 
der drei nachstehenden Merkmale zutreffen: 

1. Die Bilanzsumme einer auf den Abschluß- 
stichtag auf gestellten Jahresbilanz über- 
steigt einhundertfünfundzwanzig Millio- 
nen Deutsche Mark. 

2. Die Umsatzerlöse des Unternehmens in 
den zwölf Monaten vor dem Abschluß- 
stichtag übersteigen zweihundertfünfzig 
Millionen Deutsche Mark. 

3. Das Unternehmen hat in den zwölf Mona- 
ten vor dem Abschlußstichtag durchschnitt- 
lidi mehr als fünftausend Arbeitnehmer 
beschäftigt. 

(2) Bilanzsumme nach Absatz 1 Nr. 1 ist die Bi- 
lanzsumme einer gemäß § 5 Abs. 2 aufgestellten 
Jahresbilanz. Trifft für den Ab Schluß Stichtag das 
Merkmal nach Absatz 1 Nr. 2 oder das Merkmal 
nach Absatz 1 Nr. 3 zu, hat das Unternehmen zur 
Feststellung, ob auch das Merkmal nach Absatz 1 
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Entwurf eines Gesetzes 
über die Rechnungslegung von bestimmten 
Unternehmen und Konzernen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Rechnungslegung von Unternehmen 

§ 1 

Zur Rechnungslegung verpflichtete Unternehmen 

(1) Ein Unternehmen hat nach diesem Abschnitt 
Rechnung zu legen, wenn für den Tag des Ablaufs 
eines Geschäftsjahrs (Abschlußstichtag) und für die 
zwei darauf folgenden Abschlußstichtage jeweils 
mindestens zwei der drei nachstehenden Merkmale 
zutreffen: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


(2) Bilanzsumme nach Absatz 1 Nr. 1 ist die Bi- 
lanzsumme einer gemäß § 5 Abs. 2 aufgestellten 
Jahresbilanz; bei Unternehmen, die in ihrer Jahres- 
bilanz Beträge für von ihnen geschuldete Verbrauch- 
steuern oder Monopolabgaben unter Rückstellungen 
oder Verbindlichkeiten angesetzt haben, ist die 
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Entwurf 

Nr. 1 zutrifft, eine Jahresbilanz nach § 5 Abs. 2 auf- 
zustellen. Für die Ermittlung der Umsatzerlöse nach 
Absatz 1 Nr. 2 gilt § 158 Abs. 1, 2 des Aktienge- 
setzes. Umsatzerlöse in fremder Währung sind nach 
dem amtlichen Kurs in Deutsche Mark umzurechnen. 
Durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer nach Ab- 
satz 1 Nr. 3 ist der zwölfte Teil der Summe aus den 
Zahlen der am Ende eines jeden Monats beschäftig- 
ten Arbeitnehmer einschließlich der zu ihrer Be- 
rufsausbildung Beschäftigten sowie der im Ausland 
beschäftigten Arbeitnehmer. 


(3) Ein Kreditinstitut hat abweichend von Ab- 
satz 1 nach diesem Abschnitt Rechnung zu legen, 
wenn die Bilanzsumme in den Jahresbilanzen für 
zwei aufeinander folgende Abschlußstichtage zuzüg- 
lich der den Kreditnehmern abgerechneten eigenen 
Ziehungen im Umlauf, der Indossamentsverbind- 
lichkeiten aus weitergegebenen Wechseln und der 
Verbindlichkeiten aus Bürgschaften, Wechsel- und 
Scheckbürgschaften sowie aus Gewährleistungsver- 
trägen dreihundert Millionen Deutsche Mark über- 
steigt. Absatz 2 Satz 1 gilt sinngemäß. 

(4) Ein Versicherungsunternehmen hat abwei- 
chend von Absatz 1 nach diesem Abschnitt Rechnung 
zu legen, wenn seine Einnahmen aus Versicherungs- 
prämien jeweils in den zwölf Monaten vor zwei 
aufeinander folgenden Abschlußstichtagen einhun- 
dert Millionen Deutsche Mark übersteigen. Einnah- 
men aus Versicherungsprämien sind die Einnah- 
men aus dem Erst- und Rückversicherungsgeschäft 
einschließlich der in Rückdeckung gegebenen An- 
teile. 

(5) Mehrere Handelsgeschäfte eines Einzelkauf- 
manns sind, auch wenn sie nicht unter der gleichen 
Firma betrieben werden, nur ein Unternehmen im 
Sinne dieses Gesetzes. 

§2 

Beginn und Dauer 
der Pflicht zur Rechnungslegung 

(1) Das Unternehmen hat erstmals für den zwei- 
ten der aufeinander folgenden Abschlußstichtage, 
für die mindestens zwei der drei Merkmale des § 1 
Abs. 1 oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 oder 4 
zutreffen, Rechnung zu legen. Es hat jedoch bereits 
für den ersten Abschluß Stichtag Rechnung zu legen, 
für den mindestens zwei der drei Merkmale des § 1 
Abs. 1 oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 oder 4 zu- 
treffen, wenn auf das Unternehmen während des 
Geschäftsjahrs das Vermögen eines anderen Unter- 
nehmens durch Verschmelzung, Umwandlung oder 
in anderer Weise als Ganzes übergegangen ist und 
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Bilanzsumme um diese Beträge zu kürzen. Trifft für 
den Abschlußstichtag das Merkmal nach Absatz 1 
Nr. 2 oder das Merkmal nach Absatz 1 Nr. 3 zu, hat 
das Unternehmen zur Feststellung, ob auch das 
Merkmal nach Absatz 1 Nr. 1 zutrifft, eine Jahres- 
bilanz nach § 5 Abs. 2 aufzustellen. Für die Ermitt- 
lung der Umsatzerlöse nach Absatz 1 Nr. 2 gilt § 158 
Abs. 1, 2 des Aktiengesetzes mit der Maßgabe, daß 
auch die in den Umsatzerlösen enthaltenen Ver- 
brauchsteuern oder Monopolabgaben abzusetzen 
sind. Umsatzerlöse in fremder Währung sind nach 
dem amtlichen Kurs in Deutsche Mark umzurechnen. 
Durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer nach Ab- 
satz 1 Nr. 3 ist der zwölfte Teil der Summe aus den 
Zahlen der am Ende eines jeden Monats beschäftig- 
ten Arbeitnehmer einschließlich der zu ihrer Berufs- 
ausbildung Beschäftigten sowie der im Ausland be- 
schäftigten Arbeitnehmer. 

(3) Ein Kreditinstitut hat abweichend von Ab- 
satz 1 nach diesem Abschnitt Rechnung zu legen, 
wenn die Bilanzsumme in den Jahresbilanzen für 
drei aufeinander folgende Abschlußstichtage zuzüg- 
lich der den Kreditnehmern abgerechneten eigenen 
Ziehungen im Umlauf, der Indossamentsverbind- 
lichkeiten aus weitergegebenen Wechseln und der 
Verbindlichkeiten aus Bürgschaften, Wechsel- und 
Scheckbürgschaften sowie aus Gewährleistungsver- 
trägen dreihundert Millionen Deutsche Mark über- 
steigt. Absatz 2 Satz 1 gilt sinngemäß. 

(4) Ein Versicherungsunternehmen hat abwei- 
chend von Absatz 1 nach diesem Abschnitt Rechnung 
zu legen, wenn seine Einnahmen aus Versicherungs- 
prämien jeweils in den zwölf Monaten vor drei 
aufeinander folgenden Abschlußstichtagen einhun- 
dert Millionen Deutsche Mark übersteigen. Einnah- 
men aus Versicherungsprämien sind die Einnah- 
men aus dem Erst- und Rückversicherungsgeschäft 
einschließlich der in Rückdeckung gegebenen An- 
teile. 

(5) unverändert 


§ 2 

Beginn und Dauer 
der Pflicht zur Rechnungsplanung 

(1) Das Unternehmen hat erstmals für den dritten 
der aufeinander folgenden Abschlußstichtage, für die 
mindestens zwei der drei Merkmale des § 1 Abs. 1 
oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 oder 4 zutreffen, 
Rechnung zu legen. Es hat jedoch bereits für den 
ersten Abschlußstichtag Rechnung zu legen, für den 
mindestens zwei der drei Merkmale des § 1 Abs. 1 
oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 oder 4 zutreffen, 
wenn auf das Unternehmen während des Geschäfts- 
jahrs das Vermögen eines anderen Unternehmens 
durch Verschmelzung, Umwandlung oder in anderer 
Weise als Ganzes übergegangen ist und auf das 
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auf das andere Unternehmen mindestens zwei der 
drei Merkmale des § 1 Abs. 1 oder die Merkmale 
des § 1 Abs. 3 oder 4 zutrafen; dies gilt auch, wenn 
das andere Unternehmen nicht nach diesem Ab- 
schnitt Rechnung zu legen brauchte. Ein Unterneh- 
men braucht nicht mehr nach diesem Abschnitt 
Rechnung zu legen, wenn für zwei aufeinander fol- 
gende Abschlußstichtage mindestens zwei der drei 
Merkmale des § 1 Abs. 1 oder die Merkmale des § 1 
Abs. 3 oder 4 nicht mehr zutreffen. 


(2) Die gesetzlichen Vertreter eines Unterneh- 
mens, auf das erstmals für einen Abschlußstichtag 
mindestens zwei der drei Merkmale des § 1 Abs. 1 
oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 oder 4 zutreffen, 
haben, wenn das Unternehmen oder die Firma in 
das Handelsregister eingetragen ist, unverzüglich 
zum Handelsregister die Erklärung einzureichen, daß 
für diesen Abschlußstichtag zwei der drei Merkmale 
des § 1 Abs. 1 oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 
oder 4 zutreffen. Eine entsprechende Erklärung ha- 
ben die gesetzlichen Vertreter auch für den folgen- 
den Abschlußstichtag unverzüglich zum Handels- 
register einzureichen, wenn die Merkmale auch für 
diesen Abschlußstichtag zutreffen. Unterliegt das 
Unternehmen einer staatlichen Aufsicht, haben sie 
die Erklärungen nach Satz 1 und 2 unabhängig da- 
von, ob die Erklärungen zum Handelsregister ein- 
zureichen sind, auch der Aufsichtsbehörde einzu- 
reichen. 

(3) Das Gericht hat zur Prüfung der Frage, ob ein 
Unternehmen nach diesem Absdinitt Rechnung zu 
legen hat, Prüfer zu bestellen, wenn Anlaß für die 
Annahme besteht, daß das Unternehmen zur Rech- 
nungslegung nach diesem Abschnitt verpflichtet ist. 
Hat das Unternehmen einen Aufsichtsrat, ist vor der 
Bestellung außer den Beteiligten auch dieser zu 
hören. Gegen die Entscheidung ist die sofortige Be- 
schwerde zulässig. Für die Auswahl der Prüfer, den 
Ersatz angemessener barer Auslagen und die Ver- 
gütung der Prüfer, die Verantwortlichkeit und die 
Rechte der Prüfer und die Kosten der Prüfung gel- 
ten § 142 Abs. 6, §§ 143, 145 Abs. 1 bis 3, §§ 146, 
168 des Aktiengesetzes sinngemäß. Die Prüfer haben 
über das Ergebnis der Prüfung schriftlich zu berich- 
ten und den Bericht zu unterzeichnen. Sie haben ihn 
unverzüglich dem Gericht, den gesetzlichen Vertre- 
tern und, wenn das Unternehmen oder die Firma in 
das Handelsregister eingetragen ist, auch zum Han- 
delsregister des Sitzes (der Hauptniederlassung) 
des Unternehmens einzureichen. Unterliegt das Un- 
ternehmen einer staatlichen Aufsicht, so haben sie 
den Bericht auch der Aufsichtsbehörde einzureichen. 
Auf Verlangen haben die gesetzlichen Vertreter je- 
dem Gesellschafter eine Abschrift des Berichts zu er- 
teilen. 
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andere Unternehmen an den beiden letzten Ab- 
schlußstichtagen mindestens zwei der drei Merk- 
male des § 1 Abs. 1 oder die Merkmale des § 1 
Abs. 3 oder 4 zutrafen; dies gilt auch, wenn das an- 
dere Unternehmen nicht nach diesem Abschnitt 
Rechnung zu legen brauchte. Ein Unternehmen 
braucht nicht mehr nach diesem Abschnitt Rechnung 
zu legen, wenn für drei aufeinander folgende Ab- 
schlußstichtage mindestens zwei der drei Merkmale 
des § 1 Abs. 1 oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 
oder 4 nicht mehr zutreffen. 

(2) Die gesetzlichen Vertreter eines Unterneh- 
mens, auf das erstmals für einen Abschlußstichtag 
mindestens zwei der drei Merkmale des § 1 Abs. 1 
oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 oder 4 zutreffen, 
haben, wenn das Unternehmen oder die Firma in 
das Handelsregister eingetragen ist, unverzüglich 
zum Handelsregister die Erklärung einzureichen, daß 
für diesen Abschlußstichtag zwei der drei Merkmale 
des § 1 Abs. 1 oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 
oder 4 zutreffen. Eine entsprechende Erklärung ha- 
ben die gesetzlichen Vertreter auch für jeden der 
beiden folgenden Abschlußstichtage unverzüglich 
zum Handelsregister einzureichen, wenn die Merk- 
male auch für diesen Abschlußstichtag zutreffen. Un- 
terliegt das Unternehmen einer staatlichen Aufsicht, 
haben sie die Erklärungen nach Satz 1 und 2 unab- 
hängig davon, ob die Erklärungen zum Handels- 
register einzureichen sind, auch der Aufsichtsbe- 
hörde einzureichen. 

(3) Das Gericht hat zur- Prüfung der Frage, ob ein 
Unternehmen nach diesem Abschnitt Rechnung zu 
legen hat, Prüfer zu bestellen, wenn Anlaß für die 
Annahme besteht, daß das Unternehmen zur Rech- 
nungslegung nach diesem Abschnitt verpflichtet ist. 
Hat das Unternehmen einen Aufsichtsrat, ist vor der 
Bestellung außer den gesetzlichen Vertretern auch 
dieser zu hören. Gegen die Entscheidung ist die so- 
fortige Beschwerde zulässig. Für die Auswahl der 
Prüfer, den Ersatz angemessener barer Auslagen und 
die Vergütung der Prüfer, die Verantwortlichkeit 
und die Rechte der Prüfer und die Kosten gelten 
§ 142 Abs. 6, §§ 143, 145 Abs. 1 bis 3, §§ 146, 168 des 
Aktiengesetzes sinngemäß; die Kosten trägt jedoch 
die Staatskasse, wenn eine Verpflichtung zur Rech- 
nungslegung nach diesem Abschnitt nicht besteht. 
Die Prüfer haben über das Ergebnis der Prüfung 
schriftlich zu berichten und den Bericht zu unter- 
zeichnen. Sie haben ihn unverzüglich dem Gericht 
und den gesetzlichen Vertretern einzureichen; 
kommt der Bericht zu dem Ergebnis, daß das Un- 
ternehmen zur Rechnungslegung nach diesem Ab- 
schnitt verpflichtet ist und ist das Unternehmen 
oder die Firma in das Handelsregister eingetragen, 
ist der Bericht auch zum Handelsregister des Sitzes 
(der Hauptniederlassung) des Unternehmens einzu- 
reichen. Unterliegt das Unternehmen einer staat- 
lichen Aufsicht, so haben die gesetzlichen Vertreter 
den Bericht auch der Aufsichtsbehörde einzureichen. 
Auf Verlangen haben die gesetzlichen Vertreter 
jedem Gesellschafter eine Abschrift des Berichts zu 
erteilen. 
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Entwurf 
§ 3 

Geltungsbereich 

(1) Dieser Abschnitt ist nur anzuwenden auf Un- 
ternehmen in der Rechtsform 

1. der Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
einer Personenhandelsgesellschaft oder 
des Einzelkaufmanns, 

2. einer bergrechtlichen Gewerkschaft, 

3. des Vereins, der auf einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb gerichtet ist, 

4. der rechtsfähigen Stiftung des bürgerli- 
chen Rechts, wenn sie ein Gewerbe be- 
treibt, 

5. einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt 
des öffentlichen Rechts, wenn sie ein Kre- 
ditinstitut oder ein Versicherungsunter- 
nehmen sind oder wenn sie im Handels- 
register eingetragen sind. 


(2) Dieser Abschnitt gilt nicht für 

1. Unternehmen in der Rechtsform der Ge- 
nossenschaft oder des Versicherungsver- 
eins auf Gegenseitigkeit, 

2. Verwertungsgesellschaften nach dem Ge- 
setz über die Wahrnehmung von Urheber- 
rechten und verwandten Schutzrechten 
vom 9. September 1965 {Bundesgesetzbl. I 
S. 1294). 


Dieser Abschnitt gilt ferner nicht für die in § 2 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 des Gesetzes über das Kredit- 
wesen vom 10. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 881) 
genannten Unternehmen. 

(3) Dieser Abschnitt gilt nicht für Unternehmen 
in Abwicklung. 

§4 

Gesetzliche Vertreter. Aufsichtsrat. 
Feststellung. Gericht 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind gesetzliche 
Vertreter eines Unternehmens 

1. bei einer juristischen Person die Mitglie- 
der des vertretungsberechtigten Organs, 

2. bei einer Personenhandelsgesellschaft der 
oder die vertretungsberechtigten Gesell- 
schafter. 

Die Vorschriften für die gesetzlichen Vertreter des 
Unternehmens gelten, wenn es sich um das Unter- 
nehmen eines Einzelkaufmanns handelt, sinngemäß 
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§ 3 

Geltungsbereich 

(1) Dieser Abschnitt ist nur anzuwenden auf Un- 
ternehmen in der Rechtsform 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. des Vereins, dessen Zweck auf einen wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist, 

4. unverändert 

5. einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt 
des öffentlichen Rechts, wenn sie ein Kre- 
ditinstitut oder ein Versicherungsunter- 
nehmen sind oder wenn sie im Handels- 
register eingetragen sind; auf Sparkassen, 
die einem Sparkassen- und Giroverband 
angehören, finden jedoch nur die §§ 1, 9 
Abs. 1, § 10 Anwendung. 

(2) Dieser Abschnitt gilt nicht für 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. Versicherungsunternehmen im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 5, die keine privatrecht- 
lichen Versicherungsverträge abschließen. 

Dieser Abschnitt gilt ferner nicht für die in § 2 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 des Gesetzes über das Kredit- 
wesen vom 10. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 881) 
genannten Unternehmen. 

(3) unverändert 

§ 4 

unverändert 
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für den Einzelkaufmann oder seinen gesetzlichen 
Vertreter. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes für den Auf- 
sichtsrat gelten sinngemäß für ein entsprechendes 
Überwachungsorgan. 

(3) Als Feststellung des Jahresabschlusses ist die 
Billigung des Jahresabschlusses durch die zustän- 
dige Stelle, und wenn es sich um das Unternehmen 
eines Einzelkaufmanns handelt, die Billigung des 
Jahresabschlusses durch den Inhaber anzusehen. 

(4) Gericht im Sinne dieses Gesetzes ist das Ge- 
richt des Sitzes (der Hauptniederlassung) des Unter- 
nehmens. 

§5 

Aufstellung 

von Jahresabschluß und Geschäftsbericht 

(1) Die gesetzlichen Vertreter des Unternehmens 
haben in den ersten drei Monaten des Geschäfts- 
jahrs für das vergangene Geschäftsjahr eine Jahres- 
bilanz und eine Gewinn- und Verlustrechnung (Jah- 
resabschluß) sowie einen Geschäftsbericht aufzustel- 
len und Abschlußprüfern (§ 6) vorzulegen. 


(2) Für den Jahresabschluß gelten §§ 149, 151 
bis 158 des Aktiengesetzes über die Rechnungs- 
legung der Akiiengesellschaft entsprechend mit den 
folgenden Maßgaben: 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 5 

Aufstellung 

von Jahresabschluß und Geschäftsbericht 

(1) Die gesetzlichen Vertreter des Unternehmens 
haben in den ersten drei Monaten des Geschäfts- 
jahrs für das vergangene Geschäftsjahr eine Jahres- 
bilanz und eine Gewinn- und Verlustrechnung (Jah- 
resabschluß) sowie einen Geschäftsbericht aufzustel- 
ien und Abschlußprüfern (§ 6) vorzulegen. Personen- 
handelsgesellschaften und Einzelkaufleute sind zur 
Aufstellung eines Geschäftsberichts nicht verpflich- 
tet. 

(2) Für den Inhalt des Jahresabschlusses, seine 
Gliederung und für die einzelnen Posten des Jahres- 
abschlusses gelten §§ 149, 151, 152, 157, 158 des 
Aktiengesetzes, für die Wertansätze der Gegen- 
stände des Anlage- und des Umlaufvermögens sowie 
für die Abschreibungen und Wertberichtigungen auf 
diese Werte und für die Ansätze von Passivposten 
gelten die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh- 
rung sowie die für das einzelne Unternehmen maß- 
gebenden Bestimmungen mit den folgenden Maß- 
gaben: 

1. unverändert 


1. Sind für das Unternehmen Formblätter 
oder andere Vorschriften für die Glie- 
derung des Jahresabschlusses erlassen, 
gelten diese; sind nicht für das Unterneh- 
men, aber für Aktiengesellschaften des- 
selben Geschäftszweigs Formblätter oder 
andere Vorschriften für die Gliederung des 
Jahresabschlusses erlassen, gelten diese 
sinngemäß. § 161 Abs. 2 des Aktienge- 
setzes ist anzuwenden. 


2. Für den Ausweis des Rechtes von Ge- 2. unverändert 

Seilschaften mit beschränkter Haftung zur 

Einziehung von Nachschüssen sowie für 
den Ausweis der eingezahlten Nachschüs- 
se gilt § 42 Nr. 3 und 4 des Gesetzes be- 
treffend die Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung. 

3. Anstelle der Kredite nach § 151 Abs, 1 3. unverändert 

Aktivseite III B Nr. 11 des Aktiengesetzes 

haben Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung als Posten 
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„11. Forderungen aus Krediten, die den 
Krediten 

a) nach § 89, 

b) nach § 115 

des Aktiengesetzes entsprechen;" 

alle Kredite auszuweisen, die den Kredi- 
ten entsprechen, welche eine Aktienge- 
sellschaft nadi § 89 oder nach § 115 des 
Aktiengesetzes nur mit Einwilligung ihres 
Aufsiditsrats oder des Aufsiditsrats des 
herrschenden Unternehmens gewähren 
darf. Personenhandelsgesellschaften haben 
an dieser Stelle als Posten 

„ 1 1 . Forderungen aus Krediten an Gesell- 
schafter und leitende Angestellte;" 

die Kredite an Gesellschafter sowie alle 
Kredite auszuweisen, die den Krediten 
entsprechen, welche eine Aktiengesell- 
schaft nach § 89 des Aktiengesetzes nur 
mit Einwilligung ihres Aufsiditsrats oder 
des Aufsichtsrats des herrschenden Unter- 
nehmens gewähren darf. 

4. Bei Personenhandelsgesellschaften ist der Nummer 4 entfällt 

auf einen Gesellschafter entfallende Ver- 
lust, soweit er den Kapitalanteil des Ge- 
sellschafters übersteigt, auf der Aktiv- 
seite als „nicht durch Vermögenseinlagen 
gedeckter Verlustanteil von Gesellschaf- 
tern" gesondert auszuweisen, 

4a. Personenhandelsgesellschaften und Einzel- 
kaufleute können die Gewinn- und Ver- 
lustrechnung nach den für ihr Unternehmen 
geltenden Bestimmungen aufstellen. Soll 
die Gewinn- und Verlustrechnung nicht 
nach §§ 9, 10 zum Handelsregister einge- 
reicht und bekanntgemacht werden, sind 
außerdem in einem Anhang zur Jahres- 
bilanz folgende Angaben zu machen: 

a) die Umsatzerlöse im Sinne des § 158 
Abs. 1, 2 des Aktiengesetzes, 

b) die Erträge aus Beteiligungen, 

c) die Löhne, Gehälter, sozialen Abgaben 
sowie Aufwendungen für Altersversor- 
gung und Unterstützung, 

d) die Bewertungs- und Abschreibungs- 
methoden einschließlich wesentlicher 
Änderungen, und zwar so vollständig, 
wie es zur Vermittlung eines möglichst 
sicheren Einblicks in die Vermögens- 
und Ertragslage des Unternehmens er- 
forderlich ist, 

e) die Zahl der Beschäftigten. 

4b. Personenhandelsgesellschaften und Einzel- 
kaufleute, die ihre Gewinn- und Verlust- 
rechnung nach den aktienrechtlichen Glie- 
derungsvorschriften aufstellen, dürfen die 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


5. Auf Kreditinstitute sind §§ 26, 26 a Abs. 1 
des Gesetzes über das Kreditwesen, auf 
Versicherungsunternehmen §§ 56, 56 a 

Satz 3 des Gesetzes über die Beaufsichti- 
tigung der privaten Versidierungsunter- 
nehmungen und Bausparkassen sinnge- 
mäß anzuwenden. 


Steuern, die sie als Steuerschuldner zu 
entrichten haben, unter den sonstigen Auf- 
wendungen (§ 157 Abs. 1 Nr. 26 des Ak- 
tiengesetzes) ausweisen. 

5. unverändert 


Nummer 6 entfällt 


6. Waren Gegenstände des Anlagevermögens 
im Jahresabschluß für das letzte Geschäfts- 
jahr, für das noch nicht nach diesem Ab- 
schnitt Rechnung zu legen war, mit einem 
niedrigeren Wert angesetzt, als nach 
§§ 153, 154 des Aktiengesetzes zulässig 
ist, so darf der niedrigere Wertansatz bei- 
behalten werden. § 154 Abs. 1 des Aktien- 
gesetzes ist in diesem Fall mit der Maß- 
gabe entsprechend anzuwenden, daß der 
niedrigere Wertansatz um planmäßige 
Abschreibungen oder Wertberechtigungen 
entsprechend der voraussichtlichen Rest- 
nutzungsdauer zu vermindern ist. Waren 
Gegenstände des Umlaufvermögens im 
Jahresabschluß für das letzte Geschäfts- 
jahr, für das noch nicht nach diesem Ab- 
schnitt Rechnung zu legen war, mit einem 
niedrigeren Wert angesetzt, als nach § 155 
des Aktiengesetzes zulässig ist, so darf 
der niedrigere Wert insoweit beibehalten 
werden, als er 

a) nach den Grundsätzen ordnungsmäßi- 
ger Buchführung angesetzt werden 
mußte oder 

b) aus den Gründen des §155 Abs. 3 des 
Aktiengesetzes angesetzt worden ist. 

(3) Handelt es sich um das Unternehmen eines 
Einzelkaufmanns oder einer Personenhandelsgesell- 
schaft, so dürfen das sonstige Vermögen des Ein- 
zelkaufmanns oder der Gesellschafter (Privatver- 
mögen) nicht in die Bilanz und die auf das Privat- 
vermögen entfallenden Aufwendungen und Erträge 
nicht in die Gewinn- und Verlustrechnung aufge- 
nommen werden. 

(4) Für den Geschäftsbericht gilt § 160 Abs. 1 
und 2, Abs. 3 Nr. 7 und 10, Abs. 4 des Aktienge- 
setzes über den Inhalt des Geschäftsberichts der 
Aktiengesellschaft und, wenn das Unternehmen ein 
Kreditinstitut ist, § 26 a Abs. 2 des Gesetzes über 
das Kreditwesen sinngemäß. 


(3) unverändert 


(4) Für den Geschäftsbericht gilt § 160 Abs. 1, 
Abs. 2 Satz 1 bis 4, Abs. 3 Nr. 7 und 10, Abs. 4 des 
Aktiengesetzes über den Inhalt des Geschäftsberichts 
der Aktiengesellschaft und, wenn das Unternehmen 
ein Kreditinstitut ist, § 26 a Abs. 2 des Gesetzes über 
das Kreditwesen sinngemäß. 


§6 

Prüfung durch die Abschlußprüfer 

(1) Der Jahresabschluß ist unter Einbeziehung der 
Buchführung und des Geschäftsberidits durch einen 
oder mehrere sachverständige Prüfer (Absdilußprü- 


§ 6 

Prüfung durch die Abschlußprüfer 

(1) Der Jahresabschluß ist unter Einbeziehung der 
Buchführung und des Geschäftsberichts durch einen 
oder mehrere sachverständige Prüfer (Abschlußprü- 
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fer) zu prüfen. Die Prüfung des Jahresabsdilusses 
hat sidi darauf zu erstrecken, ob die Vorschriften des 
Gesetzes und die Bestimmungen der Satzung oder des 
Gesellschaftsvertrags über den Jahresabschluß be- 
achtet sind; auf die Beachtung vor Vorschriften und 
Bestimmungen, die nur auf den Jahresabschluß nach 
§ 8 Abs. 4 Satz 2 anzuwenden sind, braucht sie sich 
nicht zu erstrecken. Der Geschäftsbericht ist darauf 
zu prüfen, ob § 5 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit 
§160 Abs. 1 und 2, Abs. 3 Nr, 7 und 10, Abs. 4 des 
Aktiengesetzes beachtet ist und ob die sonstigen 
Angaben im Geschäftsbericht nicht eine falsche Vor- 
stellung von der Lage des Unternehmens erwecken. 
§§ 164 bis 169 des Aktiengesetzes über die Prüfung 
des Jahresabschlusses gelten sinngemäß. Ändern die 
gesetzlichen Vertreter den Jahresabschluß oder den 
Geschäftsbericht, nachdem ihnen der Prüfungsbe- 
richt (§ 166 des Aktiengesetzes) vorgelegt worden 
ist, so haben die Abschlußprüfer den Jahresab- 
schluß und den Geschäftsbericht erneut zu prüfen, 
soweit es die Änderung fordert; ein bereits erteil- 
ter Bestätigungsvermerk ist unwirksam. 

(2) Handelt es sich um das Unternehmen eines 
Einzelkaufmanns, oder einer Personenhandelsgesell- 
schaft, so hat sich die Prüfung auch darauf zu er- 
strecken, ob § 5 Abs. 3 beachtet ist. 

(3) Die Abschlußprüfer werden bei Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung von den Gesellschaftern, 
bei bergrechtlichen Gewerkschaften von der Gewer- 
kenversammlung gewählt. Bei Personenhandelsge- 
sellschaften wirken alle Gesellschafter bei der Wahl 
der Abschlußprüfer mit; wenn der Gesellschaftsver- 
trag nichts anderes bestimmt, genügt für den Be- 
schluß die Mehrheit der Stimmen. Handelt es sich 
um das Unternehmen eines Einzelkaufmanns, so be- 
stellt dieser die Abschlußprüfer. Bei anderen Unter- 
nehmen werden die Abschlußprüfer, sofern über 
ihre Bestellung nichts anderes bestimmt ist, vom 
Aufsichtsrat gewählt; hat das Unternehmen keinen 
Aufsichtsrat, so bestellen die gesetzlichen Vertreter 
die Abschlußprüfer. § 163 Abs. 1 Satz 2 und 3 des 
Aktiengesetzes gilt sinngemäß. 

(4) Auf Antrag der gesetzlichen Vertreter des 
Unternehmens hat das Gericht nach Anhörung der 
Beteiligten und des gewählten Prüfers einen ande- 
ren Abschlußprüfer zu bestellen, wenn dies aus 
einem in der Person des gewählten Prüfers liegen- 
den Grund geboten erscheint, insbesondere, wenn 
Besorgnis der Befangenheit besteht. Hat das Unter- 
nehmen einen Aufsi^tsrat, so kann auch dieser den 
Antrag stellen. Bei einer Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung und bei einer Personenhandelsgesell- 
schaft kann auch jeder Gesellschafter den Antrag 
stellen. Bei einer bergrechtlichen Gewerkschaft kön- 
nen auch Gewerken den Antrag stellen, deren An- 
teile zusammen den zehnten Teil der Kuxe errei- 
chen. Unterliegt das Unternehmen einer staatlichen 
Aufsicht, so kann auch die Aufsichtsbehörde den 
Antrag stellen. Gegen die Entscheidung des Gerichts 
ist die sofortige Beschwerde zulässig. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

fer) zu prüfen. Die Prüfung des Jahresabschlusses 
hat sich darauf zu erstrecken, ob die Vorschriften des 
Gesetzes und die Bestimmungen der Satzung oder des 
Gesellschaftsvertrags über den Jahresabschluß be- 
achtet sind. Der Geschäftsbericht ist darauf zu prü- 
fen, ob § 5 Abs. 4 in Verbindung mit § 160 Abs. 1, 
Abs. 2 Satz 1 bis 4, Abs. 3 Nr. 7 und 10, Abs. 4 des 
Aktiengesetzes beachtet ist und ob die sonstigen 
Angaben im Geschäftsbericht nicht eine falsche Vor- 
stellung von der Lage des Unternehmens erwecken. 
§§ 164 bis 169 des Aktiengesetzes über die Prüfung 
des Jahresabschlusses gelten sinngemäß. Andern die 
gesetzlichen Vertreter den Jahresabschluß oder den 
Geschäftsbericht, nachdem ihnen der Prüfungsbe- 
richt (§ 166 des Aktiengesetzes) vorgelegt worden 
ist, so haben die Abschlußprüfer den Jahresab- 
schluß und den Geschäftsbericht erneut zu prüfen, 
soweit es die Änderung fordert; ein bereits erteil- 
ter Bestätigungsvermerk ist unwirksam. 


(2) unverändert 


(3) Die Abschlußprüfer werden bei Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung, bei bergrechtlichen Ge- 
werkschaften und bei Personenhandelsgesellschaf- 
ten, soweit nicht das Gesetz, die Satzung oder der 
Gesellschaftsvertrag etwas anderes vorsehen, von 
den Gesellschaftern oder den Gewerken gewählt. 
Handelt es sich um das Unternehmen eines Einzel- 
kaufmanns, so bestellt dieser die Abschlußprüfer. Bei 
anderen Unternehmen werden die Abschlußprüfer, 
sofern über ihre Bestellung nichts anderes bestimmt 
ist, vom Aufsichtsrat gewählt; hat das Unternehmen 
keinen Aufsichtsrat, so bestellen die gesetzlichen 
Vertreter die Abschlußprüfer. § 163 Abs. 1 Satz 2 
und 3 des Aktiengesetzes gilt sinngemäß. 


(4) unverändert 
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(5) Sind die Abschlußprüfer bis zum Ablauf des 
Geschäftsjahrs nicht gewählt oder bestellt worden, 
so hat das Gericht auf Antrag der gesetzlichen Ver- 
treter, des Aufsichtsrats oder eines Gesellschafters 
oder Gewerken die Abschlußprüfer zu bestellen. 
§ 163 Abs. 3 Satz 2 bis 4 des Aktiengesetzes gilt 
sinngemäß. 

(6) Für den Ersatz angemessener barer Auslagen 
und für die Vergütung der vom Gericht bestellten 
Abschlußprüfer gilt § 163 Abs. 4 des Aktiengeset- 
zes sinngemäß. 

(7) Für den Widerruf der Wahl oder Bestellung 
von Abschlußprüfern und für den Bericht über das 
Ergebnis der bisherigen Prüfung gilt § 163 Abs. 5 
Satz 1 , 3 bis 9 des Aktiengesetzes sinngemäß. 

(8) Der Jahresabschluß ist nichtig, wenn er 

1. nicht nach Absatz 1 Satz 1 und 5 geprüft 
worden ist oder 

2. von Personen geprüft worden ist, die nicht 
zum Abschlußprüfer bestellt sind oder 
nach Absatz 1 Satz 4 in Verbindung mit 
§ 164 des Aktiengesetzes nicht Abschluß- 
prüfer sein können. 

Die Nichtigkeit nach Nummer 2 kann nicht mehr 
geltend gemacht werden, wenn seit der Bekanntma- 
chung des Jahresabschlusses im Bundesanzeiger 
sechs Monate verstrichen sind. § 256 Abs. 6 Satz 2 
des Aktiengesetzes gilt sinngemäß. 

(9) Unberührt bleiben 

§§ 28, 29 des Gesetzes über das Kreditwesen 
über die Bestellung des Prüfers in besonderen 
Fällen und besondere Pflichten des Prüfers, 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) unverändert 


(8) unverändert 


(9) unverändert 


§ 57 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3, §§ 58, 59 des Ge- 
setzes über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen und Bausparkas- 
sen über den Gegenstand und Umfang der Ab- 
schlußprüfung sowie die Bestellung des Ab- 
schlußprüfers bei Versicherungsunternehmun- 
gen und Bausparkassen, 

§§ 26, 28 des Wohnungsgemeinnützigkeitsge- 
setzes vom 29. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 438) und § 23 Abs. 1, 3 bis 5 der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes über die Ge- 
meinnützigkeit im Wohnungswesen in der Fas- 
sung vom 25. April 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 406), geändert durch die Verordnung zur 
Änderung der Berechnungsverordnungen vom 
19. Dezember 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 738, 
t51) über die Prüfung der als gemeinnützig an- 
erkannten Wohnungsunternehmen und der als 
Organ der staatlichen Wohnungspolitik aner- 
kannten Unternehmen und Verbände sowie 

§§ 8, 9, 10 Abs. 2, §§ 11 und 12 der Verord- 
nung zur Durchführung der Vorschriften über die 
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Prüfungspflicht der Wirtschaftsbetriebe der öf- 
fentlichen Hand vom 30. März 1933 (Reichsge- 
setzbl. I S. 180). 

§7 

Prüfung durch den Aufsichtsrat 

Hat das Unternehmen einen Aufsichtsrat, so ha- 
ben die gesetzlichen Vertreter unverzüglich nach 
Eingang des Prüfungsberichts der Abschlußprüfer 
den Jahresabschluß, den Geschäftsbericht und den 
Prüfungsbericht der Abschlußprüfer dem Aufsichts- 
rat vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat den Jahresab- 
schluß und den Geschäftsbericht zu prüfen; er hat 
über das Ergebnis seiner Prüfung schriftlich zu be- 
richten. § 170 Abs. 3, § 171 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
Satz 2 bis 4, Abs. 3 des Aktiengesetzes gelten sinn- 
gemäß. 

§8 

Feststellung des Jahresabschlusses 

(1) Bedarf es zur Feststellung des Jahresabschlus- 
ses der Entscheidung oder Mitwirkung einer ande- 
ren Stelle als der gesetzlichen Vertreter und des 
Aufsichtsrats, so haben die gesetzlichen Vertreter 
den Jahresabschluß, wenn das Unternehmen einen 
Aufsichtsrat hat, unverzüglich nach Eingang seines 
Prüfungsberichts (§ 7), wenn das Unternehmen kei- 
nen Aufsichtsrat hat, unverzüglich nach Eingang des 
Prüfungsberichts der Abschlußprüfer der zuständi- 
gen Stelle vorzulegen. Bedarf es zur Feststellung 
des Jahresabschlusses einer Versammlung der Ge- 
sellschafter, so ist die Versammlung unverzüglich 
nach dem Eingang des Prüfungsberichts des Auf- 
sichtsrats oder der Abschlußprüfer einzuberufen; be- 
rufen die für die Einberufung zuständigen Stellen 
die Versammlung nicht unverzüglich ein, so haben 
die gesetzlichen Vertreter sie einzuberufen. 

(2) Auf den Jahresabschluß ist § 5 Abs. 2 und 3 
anzuwenden. 

(3) Ändert die zuständige Stelle den von den ge- 
setzlichen Vertretern aufgestellten Jahresabschluß, 
so haben die Abschlußprüfer ihn erneut zu prüfen, 
soweit es die Änderung fordert. Ein bereits erteilter 
Bestätigungsvermerk ist unwirksam. Eine vor der 
erneuten Prüfung getroffene Entscheidung über die 
Feststellung des Jahresabschlusses wird erst wirk- 
sam, wenn auf Grund der erneuten Prüfung ein hin- 
sichtlich der Änderung uneingeschränkter Bestäti- 
gungsvermerk erteilt worden ist. Sie wird nichtig, 
wenn nicht binnen zwei Wochen seit der Entschei- 
dung ein hinsichtlich der Änderung uneingeschränk- 
ter Bestätigungsvermerk erteilt wird. 

(4) Der festgestellte Jahresabschluß ist der Jah- 
resabschluß (die Jahresbilanz) im Sinne der für die 
Rechtsform des Unternehmens geltenden Vorschrif- 
ten. Jedoch kann für die Zwecke der Gewinnvertei- 
lung ein Jahresabschluß zugrunde gelegt werden, der 
durch zusätzliche Abschreibungen, Wertberichtigun- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) Der festgestellte Jahresabschluß ist der Jah- 
resabschluß (die Jahresbilanz) im Sinne der für die 
Rechtsform des Unternehmens geltenden Vorschrif- 
ten. 
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gen oder Rückstellungen in der Jahresbilanz von 
dem Jahresabschluß nach diesem Gesetz abweicht. 
Das Recht, in diesem Jahresabschluß Abschreibun- 
gen, Wertberichtigungen und Rückstellungen vorzu- 
nehmen, bestimmt sich nach den für die Rechtsform 
des Unternehmens geltenden Vorschriften und den 
Bestimmungen der Satzung oder des Gesellschafts- 
vertrags. 

§9 

Einreichung 

von Jahresabschluß und Geschäftsbericht 
zum Handelsregister 

(1) Ist das Unternehmen oder die Firma in das 
Handelsregister eingetragen, so haben die gesetz- 
lichen Vertreter unverzüglich nach der Feststellung 
den festgestellten Jahresabschluß mit Bestätigungs- 
vermerk und den Geschäftsbericht zum Handelsre- 
gister des Sitzes (der Hauptniederlassung) des Unter- 
nehmens einzureichen. Hat das Unternehmen einen 
Aufsichtsrat, so haben sie auch dessen Bericht (§ 7) 
einzureichen. Sie haben ferner unverzüglich nach 
der Bekanntmachung (§ 10 Abs. 1 bis 3) auch die 
Bekanntmachung zum Handelsregister des Sitzes 
(der Hauptniederlassung) des Unternehmens einzu- 
reichen. 


(2) Der dem eingereichten Jahresabschluß beige- 
fügte Bestätigungsvermerk muß von den Abschluß- 
prüfern unterschrieben sein. Haben die Abschlußprü- 
fer die Bestätigung des Jahresabschlusses versagt, 
muß dies auf dem eingereichten Jahresabschluß ver- 
merkt, der Vermerk von den Abschlußprüfern unter- 
schrieben sein. 

(3) Das Gericht hat zu prüfen, ob der eingereichte 
Jahresabschluß Absatz 2 entspricht, ob er bekannt- 
gemacht worden ist und ob die Bekanntmachung 
§ 10 Abs. 4 in Verbindung mit § 178 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 des Aktiengesetzes entspricht. Im übrigen 
braucht es nicht zu prüfen, ob der Jahresabschluß 
und der Geschäftsbericht den Bestimmungen des 
Gesetzes und der Satzung entsprechen. 

(4) Ist das Unternehmen nicht in das Handelsre- 
gister eingetragen, so haben die gesetzlichen Vertre- 
ter den festgestellten Jahresabschluß mit Bestäti- 
gungsvermerk, den Geschäftsbericht und, wenn das 
Unternehmen einen Aufsichtsrat hat, auch dessen 
Bericht unverzüglich nach der Feststellung in dem 
Geschäftsraum des Unternehmens zur Einsicht auszu- 
legen; für den ausgelegten Jahresabschluß gilt Ab- 
satz 2 sinngemäß. Sie haben ferner unverzüglich 
nach der Bekanntmachung (§ 10 Abs. 1 bis 3) auch 
die Bekanntmachung dort zur Einsicht auszulegen. 
Die Einsicht ist jedermann gestattet. 
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§ 9 

Einreichung 

von Jahresabschluß und Geschäftsbericht 
zum Handelsregister 

(1) Ist das Unternehmen oder die Firma in das 
Handelsregister eingetragen, so haben die gesetz- 
lichen Vertreter unverzüglich nach der Feststellung 
den festgestellten Jahresabschluß mit Bestätigungs- 
vermerk und, soweit die Aufstellung eines Ge- 
schäftsberichts vorgeschrieben ist, auch diesen zum 
Handelsregister des Sitzes (der Hauptniederlassung) 
des Unternehmens einzureichen. Hat das Unterneh- 
men einen Aufsichtsrat, so haben sie auch dessen 
Bericht (§ 7) einzureichen. Sie haben ferner unver- 
züglich nach der Bekanntmachung (§ 10 Abs. 1 bis 3) 
auch die Bekanntmachung zum Handelsregister des 
Sitzes (der Hauptniederlassung) des Unternehmens 
einzureichen. Ist das Unternehmen nicht in das Han- 
delsregister eingetragen, so sind die Unterlagen bei 
dem für den Sitz des Unternehmens zuständigen 
Registergericht einzureichen; die Vorschriften über 
die zum Handelsregister eingereichten Schriftstücke 
gelten für sie sinngemäß. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


Absatz 4 entfällt 
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(5) Bei Personenhandelsgesellschaften dürfen in 
dem Jahresabschluß, der nach Absatz 1 eingereicht 
oder nach Absatz 4 ausgelegt wird, die Kapitalan- 
teile der Gesellschafter und die Rücklagen in einem 
Posten „Kapitalanteile und Rücklagen“ ausgewie- 
sen werden. Satz 1 gilt sinngemäß für den Einzel- 
kaufmann. 


§ 10 

Bekanntmachung des Jahresabschlusses 

(1) Die gesetzlichen Vertreter haben den Jahres- 
abschluß, sobald er festgestellt ist, unverzüglich im 
Bundesanzeiger bekanntzumachen. 

(2) Ist der Jahresabschluß nach Ablauf der ersten 
acht Monate des Geschäftsjahres noch nicht festge- 
stellt, so haben die gesetzlichen Vertreter den von 
ihnen aufgestellten und nach § 6 Abs. 1 Satz 1 und 4 
geprüften Jahresabschluß unverzüglich im Bundes- 
anzeiger bekanntzumachen. Von dem bekanntge- 
machten Jahresabschluß ist bei der Aufstellung des 
Jahresabschlusses für das folgende Geschäftsjahr 
auszugehen, es sei denn, daß der Jahresabschluß bei 
der Feststellung geändert und nach Absatz 3 im Bun- 
desanzeiger bekanntgemacht worden ist. 

(3) Wird ein nach Absatz 2 bekanntgemachter 
Jahresabschluß bei der Feststellung geändert, so 
haben die gesetzlichen Vertreter den Jahresabschluß 
unverzüglich nach der Feststellung im Bundesanzei- 
ger bekanntzumachen, 

(4) Für die Veröffentlichungen und Vervielfälti- 
gungen des Jahresabschlusses gilt § 178 Abs. 1 Nr. 1 
und 2, Abs. 2 des Aktiengesetzes sinngemäß. 


(5) Für den nach Absatz 1 einzureichenden sowie 
für den nach § 10 Abs. 1, 2 oder 3 bekanntzumachen- 
den Jahresabschluß einer Personenhandelsgesell- 
schaft oder eines Einzelkaufmanns gilt folgendes: 

1. Soweit aus dem Jahresüberschuß Rück- 
lagen gebildet, Gewinn den Kapitalantei- 
len der Gesellschafter zugeschrieben, Ent- 
nahmen auf die Kapitalanteile der Gesell- 
schafter abgeschrieben werden, kann dies 
bereits in der Jahresbilanz vorgenommen 
werden. 

2. In der Jahresbilanz dürfen die Kapital- 
anteile der Gesellschafter, die Rücklagen, 
ein Gewinnvortrag und ein Gewinn unter 
Abzug der nicht durch Vermögenseinlagen 
gedeckten Verlustanteile von Gesellschaf- 
tern, eines Verlustvortrags und eines Ver- 
lustes in einem Posten „Eigenkapital" aus- 
gewiesen werden. 

3. Soll die Gewinn- und Verlustrechnung 
nicht eingereicht und bekanntgemacht wer- 
den, muß die Jahresbilanz einen Anhang 
mit den nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 a verlangten 
Angaben enthalten. 


§ 10 

Bekanntmachung des Jahresabschlusses 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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(5) Auf Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsver- 
trag beruhende Pflichten des Unternehmens, den 
Jahresabschluß oder den Geschäftsbericht in ande- 
rer Weise bekanntzumachen, einzureichen oder Per- 
sonen zugänglich zu machen, bleiben unberührt. 

(6) Für die Bekanntmachung des Jahresabschlus- 
ses von Personenhandelsgesellschaften und Einzel- 
kaufleuten gilt § 9 Abs. 5 sinngemäß. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Rechnungslegung von Konzernen 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Rechnungslegung von Konzernen 
bestimmter Größe 

§ 11 

Zur Rechnungslegung verpflichtete 
Konzernleitungen und Teilkonzernleitungen 

(1) Stehen in einem Konzern die Konzernunter- 
nehmen unter der einheitlichen Leitung eines Un- 
ternehmens mit Sitz (Hauptniederlassung) im In- 
land, so hat dieses Unternehmen (Konzernleitung) 
nach den folgenden Vorschriften Rechnung zu le- 
gen, wenn für zwei aufeinander folgende Abschluß- 
stichtage der Konzernleitung jeweils mindestens 
zwei der drei folgenden Merkmale zutreffen: 

1. Die Bilanzsumme einer auf den Abschluß- 
stichtag aufgestellten Konzernbilanz über- 
steigt einhundertfünfundzwanzig Millio- 
nen Deutsche Mark. 

2. Die Außenumsatzerlöse des Konzerns in 
den zwölf Monaten vor dem Abschluß- 
stichtag übersteigen zweihundertfünfzig 
Millionen Deutsche Mark. 

3. Die Konzernunternehmen mit Sitz im In- 
land haben in den zwölf Monaten vor dem 
Abschlußstichtag insgesamt durchschnitt- 
lich mehr als fünftausend Arbeitnehmer 
beschäftigt. 

(2) Bilanzsumme nach Absatz 1 Nr. 1 ist die Bi- 
lanzsumme einer gemäß § 13 Abs. 2 aufgestellten 
Konzernbilanz. § 1 Abs. 2 Satz 2 bis 5 gilt sinnge- 
mäß. Braucht die Konzernleitung keinen Jahresab- 
schluß aufzustellen, ist der Abschlußstichtag des 
größten Konzemunternehmens mit Sitz im Inland 
maßgebend. 

(3) Stehen in einem Konzern die Konzernunter- 
nehmen unter der einheitlichen Leitung eines Unter- 
nehmens mit Sitz (Hauptniederlassung) im Ausland 
und beherrscht dieses Unternehmen über ein oder 
mehrere zum Konzern gehörende Unternehmen mit 
Sitz (Hauptniederlassung) im Inland andere Kon- 


Beschlüssc des 12. Ausschusses 
(5) unverändert 


Absatz 6 entfällt 


ZWEITER ABSCHNITT 

Rechnungslegung von Konzernen 


§ 11 

Zur Rechnungslegung verpflichtete 
Konzernleitungen und Teilkonzernleitungen 

(1) Stehen in einem Konzern die Konzernunter- 
nehmen unter der einheitlichen Leitung eines Un- 
ternehmens mit Sitz (Hauptniederlassung) im In- 
land, so hat dieses Unternehmen (Konzernleitung) 
nach den folgenden Vorschriften Rechnung zu legen, 
wenn für drei aufeinander folgende Abschlußstich- 
tage der Konzernleitung jeweils mindestens zwei 
der drei folgenden Merkmale zutreffen: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


(2) unverändert 


(3) Stehen in einem Konzern die Konzernunter- 
nehmen unter der einheitlichen Leitung eines Unter- 
nehmens mit Sitz (Hauptniederlassung) im Ausland 
und beherrscht dieses Unternehmen über ein oder 
mehrere zum Konzern gehörende Unternehmen mit 
Sitz (Hauptniederlassung) im Inland andere Kon- 
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zernunternehmen, so haben die Konzernunterneh- 
men mit Sitz im Inland, die der Konzernleitung am 
nächsten stehen (Teilkonzernleitungen), für ihren 
Konzernbereich {Teilkonzern) nach diesem Unterab' 
schnitt Rechnung zu legen, wenn für zwei aufein- 
der folgende Abschlußstichtage der Teilkonzernlei- 
tung mindestens zwei der drei Merkmale des Ab- 
satzes 1 für den Teilkonzern zutreffen. Absatz 2 gilt 
sinngemäß. Für den Teilkonzern braucht nicht nach 
den folgenden Vorschriften Rechnung gelegt zu 
werden, wenn die ausländische Konzernleitung 
einen Konzern ab sdiluß im Bundesanzeiger bekannt- 
macht, der nach den Grundsätzen der §§ 331 bis 333 
des Aktiengesetzes aufgestellt und von Wirtschafts- 
prüfern geprüft worden ist. 

(4) Sind die Konzernunternehmen Kreditinstitute 
oder Versicherungsunternehmen, gelten die Größen- 
merkmale nach § 1 Abs. 3 und 4 sinngemäß. Sind 
die Konzernunternehmen zum Teil Kreditinstitute 
oder Versicherungsunternehmen, sind die Größen- 
merkmale nach § 1 Abs. 3 und 4 entsprechend zu 
berücksichtigen. 

(5) Dieser Abschnitt gilt nicht, wenn die inlän- 
dische Konzernleitung oder Teilkonzernleitung eine 
Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf 
Aktien mit Sitz im Inland oder ein in § 2 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 4 des Gesetzes über das Kreditwesen 
bezeichnetes Unternehmen ist. 

§ 12 

Beginn und Dauer 

der Pflicht zur Konzernrechnungslegung 

(1) Für den Beginn und die Dauer der Pflicht, 
nach diesem Unterabschnitt Rechnung zu legen, gilt 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 und 3 sinngemäß. 

(2) Die gesetzlichen Vertreter einer Konzernlei- 
tung oder Teilkonzemleitung, für deren Abschluß- 
stichtag erstmals mindestens zwei der drei Merk- 
male des § 11 Abs. 1 oder die Merkmale des § 11 
Abs. 4 zutreffen, haben, wenn das Unternehmen 
oder die Firma der Konzernleitung oder Teilkon- 
zernleitung in das Handelsregister eingetragen ist, 
unverzüglich zum Handelsregister die Erklärung 
einzureichen, daß für diesen Ab Schluß Stichtag zwei 
der drei Merkmale des § 11 Abs. 1 oder die Merk- 
male des § 11 Abs. 4 zutreffen; § 11 Abs. 2 Satz 2 
gilt sinngemäß. Eine entsprechende Erklärung ha- 
ben die gesetzlichen Vertreter der Konzemleitung 
oder Teilkonzernleitung auch für den folgenden 
Abschlußstichtag unverzüglich zum Handelsregister 
einzureichen, wenn die Merkmale auch für diesen 
Abschlußstichtag zutreffen. Unterliegt das Unter- 
nehmen einer staatlichen Aufsicht, so haben sie die 
Erklärungen nach Satz 1 und 2 unabhängig davon, 
ob sie zum Handelsregister einzureichen sind, auch 
der Aufsichtsbehörde einzureichen. 

(3) Das Gericht hat zur Prüfung der Frage, ob 
eine Konzemleitung oder Teilkonzernleitung nach 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

zernunternehmen, so haben die Konzernunterneh- 
men mit Sitz im Inland, die der Konzernleitung am 
nächsten stehen (Teilkonzernleitungen), für ihren 
Konzernbereich {Teilkonzern) nach diesem Abschnitt 
Rechnung zu legen, wenn für drei aufeinander fol- 
gende Abschlußstichtage der Teilkonzernleitung 
mindestens zwei der drei Merkmale des Absatzes 1 
für den Teilkonzern zutreffen. Absatz 2 gilt sinn- 
gemäß. Für den Teilkonzern braucht nicht nach den 
folgenden Vorschriften Rechnung gelegt zu werden, 
wenn die ausländische Konzernleitung einen Kon- 
zernabschluß im Bundesanzeiger bekanntmacht, der 
nach den Grundsätzen der §§ 329 Abs. 2, 331 bis 333 
des Aktiengesetzes aufgestellt und von Wirtschafts- 
prüfern geprüft worden ist. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 12 

Beginn und Dauer 

der Pflicht zur Konzernrechnungslegung 

(1) Für den Beginn und die Dauer der Pflicht, 
nach diesem Abschnitt Rechnung zu legen, gilt § 2 
Abs. 1 Satz 1 und 3 sinngemäß. 

(2) Die gesetzlichen Vertreter einer Konzernlei- 
tung oder Teilkonzernleitung, für deren Abschluß- 
stichtag erstmals mindestens zwei der drei Merk- 
male des § 11 Abs. 1 oder die Merkmale des § 11 
Abs. 4 zutreffen, haben, wenn das Unternehmen 
oder die Firma der Konzernleitung oder Teilkon- 
zernleitung in das Handelsregister eingetragen ist, 
unverzüglich zum Handelsregister die Erklärung 
einzureichen, daß für diesen Abschlußstichtag zwei 
der drei Merkmale des § 11 Abs. 1 oder die Merk- 
male des § 11 Abs. 4 zutreffen; § 11 Abs. 2 Satz 2 
gilt sinngemäß. Eine entsprechende Erklärung ha- 
ben die gesetzlichen Vertreter der Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung auch für jeden der beiden 
folgenden Abschlußstichtage unverzüglich zum Han- 
delsregister einzureichen, wenn die Merkmale auch 
für diesen Abschlußstichtag zutreffen. Unterliegt das 
Unternehmen einer staatlichen Aufsicht, so haben 
sie die Erklärungen nach Satz 1 und 2 unabhängig 
davon, ob sie zum Handelsregister einzureichen sind, 
auch der Aufsichtsbehörde einzureichen. 

(3) Das Gericht hat zur Prüfung der Frage, ob 
eine Konzernleitung oder Teilkonzernleitung nach 
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diesem Unterabschnitt Rechnung zu legen hat, Prü- 
fer zu bestellen, wenn Anlaß für die Annahme be- 
steht, daß die Konzemleitung oder Teilkonzernlei- 
tung zur Rechnungslegung nach diesem Unterab- 
schnitt verpflichtet ist. Hat die Konzernleitung oder 
Teilkonzernleitung einen Aufsichtsrat, ist vor der 
Bestellung außer den Beteiligten auch dieser zu hö- 
ren. § 2 Abs. 3 Satz 3 bis 8 gilt sinngemäß. 

§ 13 

Aufstellung von Konzernabsdiluß 
und Konzerngeschäftsbericht 

(1) Die gesetzlichen Vertreter der Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung haben auf den Stichtag des 
Jahresabschlusses der Konzernleitung oder Teil- 
konzernleitung einen Konzernabschluß oder Teil- 
konzernabschluß sowie einen Konzerngeschäftsbe- 
richt oder Teilkonzerngeschäftsbericht aufzustellen. 
§ 329 Abs. 1 Satz 2 und 3 des Aktiengesetzes gilt 
sinngemäß. 

(2) Für den Konzernabschluß oder Teilkonzern- 
abschluß gelten § 329 Abs. 2, §§ 331 bis 333, 335 des 
Aktiengesetzes, für den Konzerngeschäftsbericht 
oder Teilkonzerngeschäftsbericht § 334 des Aktien- 
gesetzes sinngemäß. Soweit für die Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung eine von §§151, 157 des 
Aktiengesetzes abweichende Gliederung vorgeschrie- 
ben ist, tritt diese Gliederung auch für den Kon- 
zernabschluß oder Teilkonzernabschluß an die Stelle 
der aktienrechtlichen Gliederung. Ist der Inhaber der 
Konzernleitung ein Einzelkaufmann oder eine Per- 
sonenhandelsgesellschaft, gilt § 5 Abs. 3 für den 
Konzernabschluß sinngemäß. 


§ 14 

Prüfung des Konzernabschlusses 

(1) Der Konzernabschluß oder Teilkonzernab- 
schluß ist unter Einbeziehung des Konzerngeschäfts- 
berichts oder Teilkonzerngeschäftsberichts durch 
einen oder mehrere sachverständige Prüfer (Kon- 
zernabschlußprüfer) zu prüfen. § 336 Abs. 2 bis 7 und 
§ 168 des Aktiengesetzes über die Prüfung des 
Konzernabschlusses und über die Verantwortlichkeit 
der Abschlußprüfer sowie § 6 Abs. 2 dieses Gesetzes 
gelten sinngemäß. Ist der Jahresabschluß der Kon- 
zernleitung oder Teilkonzernleitung nach Gesetz 
oder Satzung zu prüfen, gelten, wenn keine ande- 
ren Konzernabschlußprüfer bestellt werden, die Prü- 
fer als bestellt, die für die Prüfung des auf den glei- 
chen Stichtag aufgestellten Jahresabschlusses der 
Konzernleitung oder Teilkonzernleitung bestellt 
worden sind; § 336 Abs. 1 Satz 3 des Aktiengesetzes 
gilt sinngemäß. Satz 3 gilt nicht, wenn die für die 
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diesem Unterabschnitt Rechnung zu legen hat, Prü- 
fer zu bestellen, wenn Anlaß für die Annahme be- 
steht, daß die Konzernleitung oder Teilkonzernlei- 
tung zur Rechnungslegung nach diesem Unterab- 
schnitt verpflichtet ist. Hat die Konzernleitung oder 
Teilkonzernleitung einen Aufsichtsrat, ist vor der 
Bestellung außer ihren gesetzlichen Vertretern auch 
dieser zu hören. § 2 Abs. 3 Satz 3 bis 8 gilt sinnge- 
mäß. 

§ 13 

Aufstellung von Konzernabschluß 
und Konzerngeschäftsbericht 

(1) unverändert 


(2) Für den Konzernabschluß oder Teilkonzern- 
abschluß gelten § 329 Abs. 2, §§ 331 bis 333, 335 des 
Aktiengesetzes, für den Konzerngeschäftsbericht 
oder Teilkonzerngeschäftsbericht § 334 des Aktien- 
gesetzes sinngemäß. Soweit für die Konzemleitung 
oder Teilkonzernleitung eine von §§ 151, 157 des 
Aktiengesetzes abweichende Gliederung vorge- 
schrieben ist, tritt diese Gliederung auch für den 
Konzernabschluß oder Teilkonzernabschluß an die 
Stelle der aktienrechtlichen Gliederung; soweit eine 
abweichende Gliederung zulässig ist, kann diese 
Gliederung auch für den Konzernabschluß oder Teil- 
konzernabschluß an Stelle der aktienrechtlichen 
Gliederung verwendet werden. Ist der Inhaber der 
Konzemleitung ein Einzelkaufmann oder eine Per- 
sonenhandelsgesellschaft, gelten § 5 Abs. 2 Nr. 4 a 
und 4 b, Abs. 3 für den Konzernabschluß sinngemäß. 

§ 14 

unverändert 
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Prüfung des Jahresabschlusses bestellten Prüfer nach 
§164 des Aktiengesetzes nicht Abschlußprüfer sein 
könnten. Andere Prüfer hat die Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung zu bestellen; § 6 Abs. 3 
bis 7, 9 dieses Gesetzes und § 164 des Aktienge- 
setzes gelten sinngemäß. 

(2) Ist die Konzernleitung oder Teilkonzernlei- 
tung eine Genossenschaft, so ist der Prüfungsver- 
band, dem die Genossenschaft angehört, auch Kon- 
zernabschlußprüfer. Das gleiche gilt, wenn die Kon- 
zernleitung oder Teilkonzernleitung ein als gemein- 
nützig anerkanntes Wohnungsunternehmen oder 
ein als Organ der staatlichen Wohnungspolitik an- 
erkanntes Unternehmen ist, das einem Prüfungsver- 
band angehört. Gehört ein gemeinnütziges Woh- 
nungsunternehmen oder ein Organ der staatlichen 
Wohnungspolitik keinem Prüfungsverband an, so 
ist die von der zuständigen obersten Landesbehörde 
nach § 23 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über die Gemeinnützigkeit im Woh- 
nungswesen als Prüfer bestimmte Stelle auch Kon- 
zernabschlußprüfer. 

(3) Hat die Konzernleitung oder Teilkonzernlei- 
tung einen Aufsichtsrat, so haben die gesetzlichen 
Vertreter den Konzernabschluß oder Teilkonzern- 
abschluß, den Konzerngeschäftsbericht oder Teil- 
konzerngeschäftsbericht und den Prüfungsbericht 
der Konzernabschlußprüfer unverzüglich nach Ein- 
gang des Prüfungsberichts dem Aufsichtsrat zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. Jedes Aufsichtsratsmit- 
glied hat das Recht, von den Vorlagen Kenntnis zu 
nehmen. Die Vorlagen sind auch jedem Aufsichts- 
ratsmitglied auf Verlangen auszuhändigen, soweit 
der Aufsichtsrat nichts anderes beschlossen hat. 


§ 15 

Einreichung und Bekanntmachung 
des Konzernabschlusses 
oder Teilkonzernabschlusses 

(1) Ist das Unternehmen oder die Firma der Kon- 
zernleitung oder Teilkonzernleitung in das Handels- 
register eingetragen, so haben die gesetzlichen Ver- 
treter der Konzernleitung oder Teilkonzernleitung 
unverzüglich nach der Feststellung des Jahresab- 
schlusses der Konzernleitung oder Teilkonzernlei- 
tung den Konzernabschluß oder Teilkonzernabschluß 
mit Bestätigungsvermerk und den Konzerngeschäfts- 
bericht oder Teilkonzerngeschäftsbericht zum Han- 
delsregister des Sitzes (der Hauptniederlassung) der 
Konzernleitung oder Teilkonzernleitung einzurei- 
chen. Weicht der Stichtag des Konzernabschlusses 
oder Teilkonzernabschlusses vom Stichtag des Jah- 
resabschlusses der Konzernleitung oder Teilkon- 
zernleitung ab, so ist der Konzernabschluß oder Teil- 
konzernabschluß unverzüglich nach der Feststellung 
des nächsten auf den Stichtag des Konzernabschlus- 
ses folgenden Jahresabschlusses einzureidien. § 9 
Abs. 2 gilt sinngemäß. Ist die Konzemleitung oder 
Teilkonzernleitung eine Genossenschaft, tritt an 


§ 15 

Einreichung und Bekanntmachung 
des Konzernabschlusses 
oder Teilkonzernabschlusses 

(1) Ist das Unternehmen oder die Firma der Kon- 
zernleitung oder Teilkonzernleitung in das Handels- 
register eingetragen, so haben die gesetzlichen Ver- 
treter der Konzernleitung oder Teilkonzernleitung 
unverzüglich nach der Feststellung des Jahresab- 
schlusses der Konzernleitung oder Teilkonzernlei- 
tung den Konzernabschluß oder Teilkonzernabschluß 
mit Bestätigungsvermerk und den Konzerngeschäfts- 
bericht oder Teilkonzerngeschäftsbericht zum Han- 
delsregister des Sitzes (der Hauptniederlassung) der 
Konzernleitung oder Teilkonzernleitung einzurei- 
chen. Weicht der Stichtag des Konzernabschlusses 
oder Teilkonzernabsdilusses vom Stichtag des Jah- 
resabschlusses der Konzernleitung oder Teilkon- 
zernleitung ab, so ist der Konzernabschluß oder Teil- 
konzernabschluß unverzüglich nach der Feststellung 
des nächsten auf den Stichtag des Konzernabschlus- 
ses folgenden Jahresabschlusses einzureichen. § 9 
Abs. 2 gilt sinngemäß. Ist die Konzernleitung oder 
Teilkonzernleitung eine Genossenschaft, tritt an 
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die Stelle des Handelsregisters das Genossenschafts- 
register. Ist das Unternehmen der Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung nicht in das Handelsre- 
gister oder das Genossensdiaftsregister eingetra- 
gen, gilt § 9 Abs. 4 sinngemäß. 

(2) Ist der Jahresabschluß der Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung im Bundesanzeiger be- 
kanntzumachen, so haben die gesetzlichen Vertre- 
ter der Konzernleitung oder Teilkonzernleitung den 
Konzernabschluß oder Teilkonzernabschluß zusam- 
men mit dem Jahresabschluß im Bundesanzeiger be- 
kanntzumachen. Braucht der Jahresabschluß der 
Konzernleitung oder Teilkonzernleitung nicht im 
Bundesanzeiger bekanntgemacht zu werden, so ha- 
ben die gesetzlichen Vertreter den Konzernabschluß 
oder Teilkonzernabschluß unverzüglich nach der 
Feststellung des Jahresabschlusses der Konzernlei- 
tung oder Teilkonzernleitung im Bundesanzeiger 
bekanntzumachen; sie haben ihn, auch wenn der 
Jahresabschluß der Konzernleitung oder Teilkon- 
zernleitung noch nicht festgestellt ist, unverzüglich 
nach Ablauf der ersten acht Monate des Geschäfts- 
jahrs der Konzernleitung oder Teilkonzernleitung 
im Bundesanzeiger bekanntzumachen. 

(3) Für die Veröffentlichungen und Vervielfälti- 
gungen des Konzernabschlusses oder Teilkonzern- 
abschlusses gilt § 178 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 
des Aktiengesetzes, für die Prüfung durch das Ge- 
richt § 338 Abs. 3 des Aktiengesetzes sinngemäß. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

die Stelle des Handelsregisters das Genossenschafts- 
register. Ist das Unternehmen der Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung nicht in das Handelsregister 
oder das Genossenschaftsregister eingetragen, gilt 
§ 9 Abs. 1 Satz 4 sinngemäß. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 15 a 

Keine Einreichung und Bekanntmachung 
des Jahresabschlusses von Konzernunternehmen 

Befinden sich alle Aktien oder alle Geschäfts- 
anteile einer Kapitalgesellschaft in der Hand der 
Konzernleitung oder Teilkonzernleitung, so gilt eine 
Pflicht der Kapitalgesellschaft, den Jahresabschluß 
und den Geschäftsbericht zum Handelsregister ein- 
zureichen sowie ihren Jahresabschluß bekanntzu- 
machen, nicht, wenn 

1. die Kapitalgesellschaft in einen auf den Stichtag 
ihres Jahresabschlusses von der Konzernleitung 
oder Teilkonzernleitung aufgestellten Konzern- 
abschluß oder Teilkonzernabschluß einbezogen 
ist und 

2. die Konzernleitung oder Teilkonzernleitung 
durch eine zum Handelsregister des Sitzes der 
Kapitalgesellschaft eingereichte Erklärung die 
gesamtschuldnerische Haftung für die Verbind- 
lichkeiten der Kapitalgesellschaft übernommen 
hat. Die Erklärung muß sich auf alle vor ihrer 
Einreichung begründeten sowie auf alle weiteren 
Verbindlichkeiten der Kapitalgesellschaft bezie- 
hen, die bis zum Ende des Geschäftsjahres be- 
gründet werden, in dem die Erklärung zurück- 
genommen wird. § 322 Abs. 2 bis 4 des Aktien- 
gesetzes gilt sinngemäß. Die Erklärung und ihre 
Rücknahme bedürfen der notariellen Beurkun- 
dung. 
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ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Rechnungslegung von Konzernen 
mit einer Aktiengesellschaft 
als abhängigem Konzernunternehmen 

§ 16 

(1) Stehen in einem Konzern die Konzernunter- 
nehmen unter der einheitlichen Leitung eines Un- 
ternehmens mit Sitz (Hauptniederlassung) im In- 
land, so hat dieses Unternehmen (Konzernleitung) 
auch, wenn der Konzern die Größenmerkmaie des 
§11 Abs. 1, 4 nicht erreicht, nach §§13 bis 15 Rech- 
nung zu legen, wenn eines der Unternehmen, die 
nach § 329 Abs. 2 des Aktiengesetzes in den Kon- 
zernabschluß einzubeziehen wären, die Rechtsform 
einer Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien hat. 

(2) Eine Teilkonzernleitung (§ 11 Abs. 3) hat, 
auch wenn der Teilkonzern die Größenmerkmale des 
§11 Abs. 1, 4 nicht erreicht, nach §§ 13 bis 15 Rech- 
nung zu legen, wenn eines der Unternehmen, die 
nach § 329 Abs. 2, § 330 des Aktiengesetzes in den 
Teilkonzernabschluß einzubeziehen wären, die 
Rechtsform einer Aktiengesellschaft oder Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien hat. §11 Abs. 3 Satz 3 ist 
onzuwenden. 

(3) Die Konzernleitung oder Teilkonzernleitung 
hat erstmals für den ersten Abschlußstichtag nach 
§§13 bis 15 Rechnung zu legen, an dem ein Kon- 
zernunternehmen, das nach § 329 Abs. 2, § 330 des 
Aktiengesetzes in den Konzernabschluß oder Teil- 
konzernabschluß einzubeziehen wäre, die Rechts- 
form einer Aktiengesellschaft oder Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien hat. Sie braucht nicht mehr 
nach §§13 bis 15 Rechnung zu legen, wenn an zwei 
aufeinander folgenden Abschlußstichtagen keines 
der Konzernunternehmen, die nach § 329 Abs. 2, 
§ 330 des Aktiengesetzes in den Konzernabschluß 
einzubeziehen sind, diese Rechtsform hat. 


DRITTER ABSCHNITT 
Straf- und Schlußvorschriften 

§ 17 

Unriditige Darstellung 

(1) Mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer als gesetzlicher Vertreter (§ 4 Abs. 1 
Satz 1) eines Unternehmens, beim Einzelkaufmann 
als Inhaber oder dessen gesetzlicher Vertreter, 

1, die Verhältnisse des Unternehmens ein- 
schließlich seiner Beziehungen zu ver- 
bundenen Unternehmen in dem nach dem 
Ersten Abschnitt dieses Gesetzes aufzu- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

entfällt 


DRITTER ABSCHNITT 

Straf-, Bußgeld- und Sdilußvorschriften 

§ 17 

Unrichtige Darstellung 

(1) unverändert 
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stellenden Jahresabsdiluß oder Gesdiäfts- 
beridit unriditig wiedergibt oder ver- 
schleiert, 

2. in dem nach dem Ersten Abschnitt dieses 
Gesetzes aufzustellenden Geschäftsbericht 
über Gegenstände nach § 5 Abs. 4 in 
Verbindung mit § 160 Abs. 3 Nr. 7 oder 10 
des Aktiengesetzes falsche Angaben macht 
oder erhebliche Umstände verschweigt, 

3. in Aufklärungen oder Nachweisen, die 
nach § 2 Abs. 3 Satz 4 in Verbindung mit 
§ 145 Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes 
oder die nach § 6 Abs. 1 Satz 4 in Ver- 
bindung mit § 165 Abs. 2 bis 4 des Ak- 
tiengesetzes einem Prüfer oder einem Ab- 
schlußprüfer des Unternehmens oder eines 
verbundenen Unternehmens zu geben sind, 
falsche Angaben macht oder die Verhält- 
nisse des Unternehmens unrichtig wieder- 
gibt oder verschleiert. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als gesetzlicher 
Vertreter (§ 4 Abs. 1 Satz 1), beim Einzelkaufmann 
als Inhaber oder dessen gesetzlicher Vertreter, oder 
als Abwickler einer Konzernleitung oder Teilkon- 
zernleitxing 

1, die Verhältnisse des Konzerns oder Teil- 
konzems, für den die Konzernleitung oder 
Teilkonzemleitung nach dem Zweiten Ab- 
schnitt dieses Gesetzes einen Konzernab- 
schluß oder Teilkonzernabschluß aufzu- 
stellen hat, im Konzemabschluß oder Teil- 
konzernabschluß oder im Konzernge- 
schäftsbericht oder Teilkonzerngeschäfts- 
bericht unrichtig wiedergibt oder ver- 
schleiert, 

2, in dem nach dem Zweiten Abschnitt dieses 
Gesetzes aufzustellenden Konzernge- 
schäftsbericht oder Teilkonzemgeschäfts- 
bericht über die Gegenstände nach § 13 
Abs. 2 dieses Gesetzes in Verbindung mit 
§ 334 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 des Aktiengeset- 
zes falsche Angaben macht oder erheb- 
liche Umstände verschweigt, oder 

3, in Aufklärungen oder Nachweisen, die 
nach § 12 Abs. 3 in Verbindung mit § 2 
Abs. 3 dieses Gesetzes und § 145 Abs. J 
bis 3 des Aktiengesetzes oder die nach 
§ 14 Abs. 1 dieses Gesetzes in Verbindung 
mit § 336 Abs. 4 des Aktiengesetzes einem 
Prüfer zu geben sind, falsche Angaben 
macht oder die Verhältnisse des Konzerns 
oder Teilkonzems unrichtig wiedergibt 
oder verschleiert. 


Beschlüsse des 12, Ausschusses 


(2) Ebenso wird bestraft, wer als gesetzlicher 
Vertreter (§ 4 Abs. 1 Satz 1), beim Einzelkaufmann 
als Inhaber oder dessen gesetzlicher Vertreter, oder 
als Abwickler einer Konzernleitung oder Teilkon- 
zernleitung 

1. unverändert 


2. in dem nach dem Zweiten Abschnitt dieses 
Gesetzes aufzustellenden Konzernge- 
schäftsbericht oder Teilkonzerngeschäfts- 
bericht über die Gegenstände nach § 13 
Abs, 2 in Verbindung mit § 334 Abs. 3 
Nr. 1 bis 3 des Aktiengesetzes falsche An- 
gaben macht oder erhebliche Umstände 
verschweigt, oder 

3. in Aufklärungen oder Nachweisen, die 
nach § 12 Abs. 3 in Verbindung mit § 2 
Abs. 3 Satz 4 dieses Gesetzes und § 145 
Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes oder die 
nach § 14 Abs. 1 dieses Gesetzes in Ver- 
bindung mit § 336 Abs. 4 des Aktiengeset- 
zes einem Prüfer zu geben sind, falsche 
Angaben macht oder die Verhältnisse des 
Konzerns oder Teilkonzerns unrichtig wie- 
dergibt oder verschleiert. 
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§ 18 

Verletzung der Berichtspflicht 

(1) Mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer als Prüfer nadi diesem Gesetz oder als 
Gehilfe eines solchen Prüfers über das Ergebnis der 
Prüfung falsch berichtet oder erhebliche Umstände 
im Bericht verschweigt. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt wer- 
den. 

§ 19 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer ein Geheimnis des Unternehmens (Kon- 
zernleitung, Teilkonzernleitung), namentlich ein Be- 
triebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Prüfer nach diesem Gesetz oder als 
Gehilfe eines solchen Prüfers bekanntgeworden ist, 
unbefugt offenbart. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein 
Geheimnis der in Absatz 1 bezeichneten Art, na- 
mentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das 
ihm unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 be- 
kanntgeworden ist, unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Unterneh- 
mens (Konzernleitung, Teilkonzernleitung) verfolgt. 
Der Antrag kann zurückgenommen werden. 


§ 20 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als gesetzlidier 
Vertreter (§ 4 Abs. 1 Satz 1) eines Unternehmens 
(Konzernleitung, Teilkonzernleitung), beim Einzel- 
kaufmann als Inhaber oder dessen gesetzlicher Ver- 
treter, oder als Abwickler vorsätzlich oder leicht- 
fertig nicht für die Einhaltung des § 10 Abs. 4 in 
Verbindung mit § 178 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 des 
Aktiengesetzes oder für die Einhaltung des § 15 in 
Verbindung mit § 178 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 
des Aktiengesetzes über Form und Inhalt der Be- 
kanntmachung des Jahresabschlusses, des Konzern- 
abschlusses oder des Teilkonzernabschlusses sorgt. 


§ 18 

unverändert 


§ 19 

unverändert 


§ 20 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als gesetzlicher 
Vertreter (§ 4 Abs. 1 Satz 1) eines Unternehmens 
(Konzernleitung, Teilkonzernleitung), beim Einzel- 
kaufmann als Inhaber oder dessen gesetzlicher Ver- 
treter, oder als Abwickler vorsätzlich oder leicht- 
fertig nicht für die Einhaltung des § 10 Abs. 4 in 
Verbindung mit § 178 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 des 
Aktiengesetzes oder für die Einhaltung des § 15 
Abs. 3 in Verbindung mit § 178 Abs. 1 Nr. 1 und 2, 
Abs. 2 des Aktiengesetzes über Form und Inhalt der 
Bekanntmachung des Jahresabschlusses, des Kon- 
zernabschlusses oder des Teilkonzernabschlusses 
sorgt. 
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(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer es als 
gesetzlicher Vertreter (§ 4 Abs. 1 Satz 1) eines Un- 
ternehmens (Konzernleitung, Teilkonzernleitung), 
beim Einzelkaufmann als Inhaber oder dessen ge- 
setzlicher Vertreter, oder als Abwickler vorsätzlich 
oder leichtfertig unterläßt, eine nach § 2 Abs. 2, 
§ 12 Abs. 2 vorgeschriebene Erklärung dem Regi- 
stergericht oder der Aufsichtsbehörde einzureidien. 

(3) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark, 
die leichtfertige Ordnungswidrigkeit mit einer Geld- 
buße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark geahn- 
det werden. 

(4) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit ver- 
jährt in zwei Jahren. 

§21 

Ordnungsstrafen 

Gesetzliche Vertreter (§ 4 Abs. 1 Satz 1) oder 
Abwickler eines Unternehmens (Konzernleitung, 
Teilkonzernleitung), beim Einzelkaufmann der In- 
haber oder dessen gesetzlicher Vertreter, die 

§ 2 Abs. 2 Satz 3, § 12 Abs. 2 Satz 3 über die 
Einreichung von Erklärungen an die Aufsichts- 
behörde, 

§ 2 Abs. 3 Satz 4, § 12 Abs. 3 Satz 3 in Verbin- 
dung mit § 145 Abs. 1 bis 3 des Aktiengesetzes 
über die Pflichten gegenüber Prüfern, 

§ 2 Abs. 3 Satz 7, § 12 Abs. 3 Satz 3 über die 
Einreichung des Berichts an die Aufsichtsbe- 
hörde, 

§ 2 Abs. 3 Satz 8, § 12 Abs. 3 Satz 3 über die 
Erteilung von Abschriften des Prüfungsberichts, 

§ 5 Abs. 1, § 13 Abs. 1, § 16 über die Aufstel- 
lung von Jahresabschluß und Geschäftsbericht, 
Konzernabschluß oder Teilkonzernabschluß und 
Konzerngeschäftsbericht oder Teilkonzernge- 
schäftsbericht, 

§ 6 Abs. 1 Satz 4, § 14 Abs. 1 Satz 2, § 16 in 
Verbindung' mit §§ 165, 336 Abs. 4 des Aktien- 
gesetzes über die Pflichten gegenüber Abschluß- 
prüfern und Konzernabschlußprüfern, 

§ 6 Abs. 3 Satz 3 und 4, § 14 Abs. 1 Satz 5, § 16 
über die Bestellung der Abschlußprüfer oder 
Konzernabschlußprüfer, 

§ 6 Abs. 3 Satz 5, § 14 Abs. 1 Satz 5, § 16 in 
Verbindung mit § 163 Abs. 1 Satz 3 des Aktien- 
gesetzes über die unverzügliche Erteilung des 
Prüfungsauftrags, 

§ 6 Abs. 5 Satz 2, § 14 Abs. 1 Satz 5, § 16 in 
Verbindung mit § 163 Abs. 3 Satz 3 des Aktien- 
gesetzes über die Pflicht, den Antrag auf gericht- 
liche Bestellung von Abschlußprüfern oder Kon- 
zernabschlußprüfern zu stellen, 

§ 6 Abs. 7, § 14 Abs. 1 Satz 5, § 16 in Verbin- 
dung mit § 163 Abs. 5 Satz 7 bis 9 des Aktien- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 


Absatz 4 entfällt 

§ 21 

Ordnungsstrafen 

Gesetzliche Vertreter (§ 4 Abs. 1 Satz 1) oder 
Abwickler eines Unternehmens (Konzernleitung, 
Teilkonzernleitung), beim Einzelkaufmann der In- 
haber oder dessen gesetzlicher Vertreter, die 

§ 2 Abs. 2 Satz 3, § 12 Abs. 2 Satz 3 über die 
Einreichung von Erklärungen an die Aufsichts- 
behörde, 

§ 2 Abs. 3 Satz 4, § 12 Abs. 3 Satz 3 in Verbin- 
dung mit § 145 Abs. 1 bis 3 des Aktiengesetzes 
über die Pflichten gegenüber Prüfern, 

§ 2 Abs. 3 Satz 7, § 12 Abs. 3 Satz 3 über die 
Einreichung des Berichts an die Aufsichtsbe- 
hörde, 

§ 2 Abs. 3 Satz 8, § 12 Abs. 3 Satz 3 über die 
Erteilung von Abschriften des Prüfungsberichts, 

§ 5 Abs. 1, § 13 Abs. 1 über die Aufstellung 
von Jahresabschluß und Geschäftsbericht, Kon- 
zernabschluß oder Teilkonzernabschluß und 
Konzerngeschäftsbericht oder Teilkonzernge- 
schäftsbericht, 

§ 6 Abs. 1 Satz 4, § 14 Abs. 1 Satz 2 in Ver- 
bindung mit §§ 165, 336 Abs. 4 des Aktienge- 
setzes über die Pflichten gegenüber Abschluß- 
prüfern und Konzernabschlußprüfern, 

§ 6 Abs. 3 Satz 2 und 3, § 14 Abs. 1 Satz 5 
über die Bestellung der Abschlußprüfer oder 
Konzernabschlußprüfer, 

§ 6 Abs. 3 Satz 4, § 14 Abs. 1 Satz 5 in Ver- 
bindung mit § 163 Abs. 1 Satz 3 des Aktien- 
gesetzes über die unverzügliche Erteilung des 
Prüfungsauftrags, 

§ 6 Abs. 5 Satz 2, § 14 Abs. 1 Satz 5 in Ver- 
bindung mit § 163 Abs. 3 Satz 3 des Aktien- 
gesetzes über die Pflicht, den Antrag auf gericht- 
liche Bestellung von Abschlußprüfern oder Kon- 
zernabschlußprüfern zu stellen, 

§ 6 Abs. 7, § 14 Abs. 1 Satz 5 in Verbindung 
mit § 163 Abs. 5 Satz 7 bis 9 des Aktiengesetzes 
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gesetzes über die Vorlage des Berichts über das 
Ergebnis der bisherigen Prüfung und das Recht 
der Aufsichtsratsmitglieder auf Kenntnisnahme 
und Aushändigung, 

§ 7 Satz 1, § 14 Abs. 3 Satz 1, ^ 16 über die 
Vorlagen an den Aufsichtsrat, 

§ 7 Satz 3 in Verbindung mit § 170 Abs. 3 des 
Aktiengesetzes, § 14 Abs. 3 Satz 2 und 3 über 
das Recht der Aufsichtsratsmitglieder auf- 
Kenntnisnahme und Aushändigung der Vorla- 
gen, 

§ 7 Satz 3 in Verbindung mit § 171 Abs. 3 Satz 2 
des Aktiengesetzes über das Setzen einer Frist 
für den Aufsichtsrat, 

§ 8 Abs. 1 über die Vorlage des Jahresabschlus- 
ses an die für die Feststellung zuständige Stelle 
und über die Einberufung dieser Stelle, 

§ 9 Abs. 4, § 15 Abs. 1 Satz 5, § 16 über die Aus- 
legung in dem Geschäftsraum der Gesellschaft, 

§ 10 Abs. 1 und 3, § 15 Abs. 2, § 16 über die 
Bekanntmachung des Jahresabschlusses, Kon- 
zernabschlusses oder Teilkonzernabschlusses im 
Bundesanzeiger 

nicht befolgen, sind hierzu vom Registergericht 
durch Ordnungsstrafen anzuhalten; § 14 des Han- 
delsgesetzbuchs bleibt unberührt. Die einzelne 
Strafe darf den Betrag von zehntausend Deutsche 
Mark nicht übersteigen. 


§ 22 

Änderung von Gesetzen 

(1) § 330 Abs. 1 Satz 1 des Aktiengesetzes erhält 
folgende Fassung: 

„Stehen in einem Konzern die Konzernunter- 
nehmen unter der einheitlichen Leitung eines 
Unternehmens mit Sitz (Hauptniederlassung) 
im Inland, das nicht nach § 329 oder nach dem 
Gesetz über die Rechnungslegung von Groß- 
unternehmen und Konzernen einen Konzernab- 
schluß aufzustellen hat, beherrscht aber die 
Konzernleitung über eine oder mehrere zum 
Konzern gehörende Aktiengesellschaften oder 
Kommanditgesellschaften auf Aktien mit Sitz 
im Inland andere Konzernuntemehmen, so ha- 
ben die Vorstände der Aktiengesellschaften 
oder Kommanditgesellschaften auf Aktien mit 
Sitz im Inland, die der Konzernleitung am näch- 
sten stehen, je einen Teilkonzernabschluß und 
einen Teilkonzerngeschäftsbericht aufzustellen; 
dies gilt nicht, wenn diese Aktiengesellschaften 
oder Kommanditgesellschaften auf Aktien in 
einen Teilkonzernabschluß nach dem Gesetz 
über die Rechnungslegung von Großunterneh- 
men und Konzernen einzubeziehen sind." 
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über die Vorlage des Berichts über das Ergebnis 
der bisherigen Prüfung und das Recht der Auf- 
sichtsratsmitglieder auf Kenntnisnahme und 
Aushändigung, 

§ 7 Satz 1, § 14 Abs. 3 Satz 1 über die Vor- 
lagen an den Aufsichtsrat, 

§ 7 Satz 3 in Verbindung mit § 170 Abs. 3 des 
Aktiengesetzes, § 14 Abs. 3 Satz 2 und 3 über 
das Recht der Aufsichtsratsmitglieder auf 
Kenntnisnahme und Aushändigung der Vorla- 
gen, 

§ 7 Satz 3 in Verbindung mit § 171 Abs. 3 Satz 2 
des Aktiengesetzes über das Setzen einer Frist 
für den Aufsichtsrat, 

§ 8 Abs. 1 über die Vorlage des Jahresabschlus- 
ses an die für die Feststellung zuständige Stelle 
und über die Einberufung dieser Stelle, 


§ 10 Abs. 1 bis 3, § 15 Abs. 2 über die Be- 
kanntmachung des Jahresabschlusses, Konzern- 
abschlusses oder Teilkonzernabschlusses im 
Bundesanzeiger 

nicht befolgen, sind hierzu vom Registergericht 
durch Ordnungsstrafen anzuhalten; § 14 des Han- 
delsgesetzbuchs bleibt unberührt. Die einzelne 
Strafe darf den Betrag von zehntausend Deutsche 
Mark nicht übersteigen. 


§ 22 

Änderung von Gesetzen 

(1) § 330 Abs. 1 Satz 1 des Aktiengesetzes er- 
hält folgende Fassung: 

„Stehen in einem Konzern die Konzernunter- 
nehmen unter der einheitlichen Leitung eines 
Unternehmens mit Sitz (Hauptniederlassung) 
im Inland, das nicht nach § 329 oder nach dem 
Gesetz über die Rechnungslegung von bestimm- 
ten Unternehmen und Konzernen einen Kon- 
zernabschluß aufzustellen hat, beherrscht aber 
die Konzernleitung über eine oder mehrere zum 
Konzern gehörende Aktiengesellschaften oder 
Kommanditgesellschaften auf Aktien mit Sitz 
im Inland andere Konzernunternehmen, so ha- 
ben die Vorstände der Aktiengesellschaften 
oder Kommanditgesellschaften auf Aktien mit 
Sitz im Inland, die der Konzernleitung am näch- 
sten stehen, je einen Teilkonzernabschluß und 
einen Teilkonzerngeschäftsbericht aufzustellen: 
dies gilt nicht, wenn diese Aktiengesellschaften 
oder Kommanditgesellschaften auf Aktien in 
einen Teilkonzernabschluß nach dem Gesetz 
über die Rechnungslegung von bestimmten Un- 
ternehmen und Konzernen einzubeziehen sind." 
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(2) §28 des Einführungsgesetzes zum Aktienge- 
setz wird aufgehoben. 

(3 ) Das Reichsgesetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 132 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Sobald das Registergericht von 
einem sein Einschreiten nach § 14 des Han- 
delsgesetzbuchs, §§ 407, 408 des Aktienge- 
setzes oder § 21 des Gesetzes über die 
Rechnungslegung von Großunternehmen 
und Konzernen vom . . . (Bundesgesetz- 
blatt IS....) rechtfertigenden Sachverhalt 
glaubhafte Kenntnis erhält, hat es dem Be- 
teiligten unter Androhung einer Ordnungs- 
strafe aufzugeben, innerhalb einer be- 
stimmten Frist seiner gesetzlichen Ver- 
pflichtung nachzukommen oder die Unter- 
lassung mittels Einspruchs gegen die Ver- 
fügung zu rechtfertigen." 


2. In § 145 Abs. 1 wird nach „§§ 315, 350 
Abs. 1 und 4 des Aktiengesetzes," einge- 
fügt: „die nach § 2 Abs. 3, § 6 Abs. 4 bis 7, 
§ 12 Abs. 3 des Gesetzes über die Rech- 
nungslegung von Großunternehmen und 
Konzernen vom . . . (Bundesgesetzbl. I 
S. ...),". 

3. § 146 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Vorschriften des Aktiengesetzes und 
des Gesetzes über die Rechnungslegung 
von Großunternehmen und Konzernen 
vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .) über 
die Beschwerde bleiben unberührt." 

(4) § 15 Nr. 3 des Rechtspflegergesetzes vom 
8. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 18), zuletzt 
geändert durch § 44 des Einführungsgesetzes zum 
Aktiengesetz, wird wie folgt geändert: 

1. Buchstabe k erhält folgende Fassung: 

„k) die Bestellung von Abschlußprüfern und Kon- 
zernabschlußprüfern (§ 163 Abs. 2, 3 und 5, 
§ 336 Abs. 1 Satz 4 des Aktiengesetzes, § 6 
Abs. 4, 5 und 7, § 14 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Rechnungslegung von Großunternehmen 
und Konzernen vom . . . (Bundesgesetzbl. I 
S. . . .),". 

2. Am Schluß von Buchstabe m tritt an die Stelle 
des Strichpunkts ein Komma. Es wird folgender 
Buchstabe n angefügt: 

„n) die Bestellung von Prüfern nach § 2 Abs. 3, 
§ 12 Abs. 3 des Gesetzes über die Rech- 
nungslegung von Großunternehmen und Kon- 
zernen vom ... (Bundesgesetzbl. I S. ...);". 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Absatz 2 entfällt 


(3) Das Reichsgesetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 132 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Sobald das Registergericht von 
einem sein Einschreiten nach § 14 des Han- 
delsgesetzbuchs, §§ 407, 408 des Aktienge- 
setzes, § 28 Abs. 3 des Einführungsgeset- 
zes zum Aktiengesetz oder § 21 des Ge- 
setzes über die Rechnungslegung von be- 
stimmten Unternehmen und Konzernen 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) recht- 
fertigenden Sachverhalt glaubhafte Kennt- 
nis erhält, hat es dem Beteiligten unter 
Androhung einer Ordnungsstrafe aufzu- 
geben, innerhalb einer bestimmten Frist 
seiner gesetzlichen Verpflichtung nachzu- 
kommen oder die Unterlassung mittels 
Einspruchs gegen die Verfügung zu recht- 
fertigen." 

2. In § 145 Abs. 1 wird nach „§§ 315, 350 
Abs. 1 und 4 des Aktiengesetzes," einge- 
fügt; „die nach § 2 Abs. 3, § 6 Abs. 4 bis 7, 
§ 12 Abs. 3, § 14 Abs. 1 Satz 5 des Geset- 
zes über die Rechnungslegung von be- 
stimmten Unternehmen und Konzernen 
vom . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .),". 

3. § 146 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Vorschriften des Aktiengesetzes und 
des Gesetzes über die Rechnungslegung 
von bestimmten Unternehmen und Kon- 
zernen vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) 
über die Beschwerde bleiben unberührt." 

(4) § 15 Nr. 3 des Rechtspflegergesetzes vom 
8. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 18) wird wie 
folgt geändert: 

1. Buchstabe k erhält folgende Fassung: 

„k) die Bestellung von Abschlußprüfern und Kon- 
zernabschlußprüfern (§ 163 Abs. 2, 3 und 5, 
§ 336 Abs. 1 Satz 4 des Aktiengesetzes, § 6 
Abs. 4, 5 und 7, § 14 Abs. 1 Satz 5 des Ge- 
setzes über die Rechnungslegung von be- 
stimmten Unternehmen und Konzernen vom 
. . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .),". 

2. Am Schluß von Buchstabe m tritt an die Stelle 
des Strichpunkts ein Komma. Es wird folgender 
Buchstabe n angefügt: 

„n) die Bestellung von Prüfern nach § 2 Abs. 3, 
§ 12 Abs. 3 des Gesetzes über die Rech- 
nungslegung von bestimmten Unternehmen 
und Konzernen vom . . . (Bundesgesetzbl. I 
S. . . .);". 
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Entwurf 

(5) Das Gesetz über das Kreditwesen wird wie 
folgt geändert: 

1. § 27 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„(2) Auf die Prüfung des Jahresabschlusses 
von Kreditinstituten in der Rechtsform der Ein- 
zelfirma, der offenen Handelsgesellschaft, der 
Kommanditgesellschaft und der Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung sind die §§ 162, 164 bis 
169, 173 Abs. 3, § 256 Abs.l Nr. 2 und 3 und 
§ 270 Abs. 1 und 3 des Aktiengesetzes sinnge- 
mäß anzuwenden. Für Kreditinstitute in der 
Rechtsform der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung gilt § 178 Abs. 1 Nr. 1 und Absatz 2 des 
Aktiengesetzes entsprechend. Bei Personenhan- 
delsgesellschaften wirken alle Gesellschafter bei 
der Wahl des Prüfers mit, wenn der Gesell- 
schaftsvertrag nichts anderes bestimmt, genügt 
für den Beschluß die Mehrheit der Stimmen. Bei 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung wird 
der Prüfer von den Gesellschaftern gewählt; 
§ 163 Abs. 3 bis 5 des Aktiengesetzes gilt sinn- 
gemäß. Der Prüfer soll jeweils vor Ablauf des 
Geschäftsjahrs bestellt werden, auf das sich 
seine Prüfungstätigkeit erstreckt. 

(3) Auf die Prüfung des Jahresabschlusses 
von Kreditinstituten in der Rechtsform der ein- 
getragenen Genossenschaft sind die §§ 55 bis 
62, 64, 64 a und 64 b des Gesetzes betreffend 
die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
sowie die §§ 162, 167, 173 Abs. 3, § 178 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 2 und § 256 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
des Aktiengesetzes entsprechend anzuwenden; 
eine Bescheinigung über die Prüfung des Jah- 
resabschlusses ist nicht zum Genossenschaftsre- 
gister einzureichen." 

2. § 28 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 163 Abs. 4 deis Aktiengesetzes gilt sinngemäß." 

3. § 53 Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Für die Prüfung des Jahresabschlusses gelten 
die §§ 162, 164 bis 169, 256 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
und § 270 Abs. 1 und 3 des Aktiengesetzes 
sinngemäß mit der Maßgabe, daß der Prüfer von 
den Geschäftsleitern gewählt und bestellt wird." 

§23 

Erstmalige Anwendung 

(1) Nach dem Ersten Abschnitt dieses Gesetzes ist 
erstmals für das nach dem 31. Dezember 1969 be- 
ginnende Geschäftsjahr Rechnung zu legen, wenn 
für den Abschlußstichtag dieses Geschäftsjahrs und 
für den vorausgegangenen Abschluß Stichtag jeweils 
mindestens zwei der drei Merkmale des § 1 Abs. 1 
oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 oder 4 zutrafen; 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(5) Das Gesetz über das Kreditwesen wird wie 
folgt geändert: 

1. § 27 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„(2) Auf die Prüfung des Jahresabschlusses 
von Kreditinstituten in der Rechtsform der Ein- 
zelfirma, der offenen Handelsgesellschaft, der 
Kommanditgesellschaft und der Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung sind die §§ 162, 164 bis 
169, 173 Abs. 3, § 256 Abs. 1 Nr. 2 und 3 und 
§ 270 Abs. 1 und 3 des Aktiengesetzes sinnge- 
mäß anzuwenden. Für Kreditinstitute in der 
Rechtsform der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung gilt § 178 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 des 
Aktiengesetzes entsprechend. Bei Personenhan- 
delsgesellschaften wirken alle Gesellschafter bei 
der Wahl des Prüfers mit; wenn der Gesell- 
schaftsvertrag nichts anderes bestimmt, genügt 
für den Beschluß die Mehrheit der Stimmen. Bei 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung wird 
der Prüfer von den Gesellschaftern gewählt; 
§ 163 Abs. 3 bis 5 des Aktiengesetzes gilt sinn- 
gemäß. Der Prüfer soll jeweils vor Ablauf des 
Geschäftsjahrs bestellt werden, auf das sich 
seine Prüfungstätigkeit erstreckt. 

(3) Auf die Prüfung des Jahresabschlusses 
von Kreditinstituten in der Rechtsform der ein- 
getragenen Genossenschaft sind die §§ 55 bis 
62, 64, 64 a und 64 b des Gesetzes betreffend 
die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
sowie die §§ 162, 167, 173 Abs. 3, § 178 Abs. 1 
Nr. 1, Abs. 2 und § 256 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
des Aktiengesetzes entsprechend anzuwenden; 
eine Bescheinigung über die Prüfung des Jah- 
resabschlusses ist nicht zum Genossenschafts- 
register einzureichen." 

2. unverändert 


3. unverändert 


§ 23 

Erstmalige Anwendung 

(1) Nach dem Ersten Abschnitt dieses Gesetzes ist 
erstmals für das nach dem 31. Dezember 1970 be- 
ginnende Geschäftsjahr Rechnung zu legen, wenn 
für den Abschlußstichtag dieses Geschäftsjahrs und 
für die beiden vorausgegangenen Abschlußstichtage 
jeweils mindestens zwei der drei Merkmale des § 1 
Abs. 1 oder die Merkmale des § 1 Abs. 3 oder 4 
zutrafen; § 2 Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß. 
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H n t w u r i 

(2) Konzernabschlüsse und Konzerngeschäftsbe- 
richte sowie Teilkonzernabschlüsse und Teilkon- 
zerngeschäftsberichte nach dem Zweiten Abschnitt 
dieses Gesetzes sind erstmals auf den Stichtag des 
Jahresabschlusses aufzustellen, der für das Ge- 
schäftsjahr aufgestellt wird, das nach dem 31. De- 
zember 1969 beginnt, wenn 

1. für den Stichtag dieses Jahresabschlusses 
und für den vorausgegangenen Abschluß- 
stichtag jeweils mindestens zwei der 
drei Merkmale des § 11 Abs. 1 oder die 
Merkmale des § 11 Abs. 4 zutrafen oder 

2. an diesem Abschlußstichtag eines der Un- 
ternehmen, die nach § 16 in Verbindung 
mit § 329 Abs. 2, § 330 des Aktiengesetzes 
in den Konzernabschluß einzubeziehen 
wären, die Rechtsform einer Aktienge- 
sellschaft oder Kommanditgesellschaft auf 
Aktien hat. 

(3) Unternehmen, die für das in Absatz 1 ge- 
nannte Geschäftsjahr nach dem Ersten Abschnitt 
Rechnung legen, brauchen die Erklärungen nach 
§ 2 Abs. 3 nicht einzureichen. Konzernleitungen oder 
Teilkonzernleitungen, die auf den in Absatz 2 ge- 
nannten Stichtag einen Konzernabsdiluß oder Teil- 
konzernabschluß und einen Konzerngeschäftsbericht 
oder Teilkonzerngeschäftsbericht aufstellen, brau- 
chen die Erklärungen nach § 12 Abs. 3 nicht einzu- 
reichen. 

§24 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§25 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung 
in Kraft. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(2) Konzernabschlüsse und Konzerngeschäfts- 
berichte sowie Teilkonzernabschlüsse und Teilkon- 
zerngeschäftsberichte nach dem Zweiten Abschnitt 
dieses Gesetzes sind erstmals auf den Stichtag des 
Jahresabschlusses aufzustellen, der für das Ge- 
schäftsjahr auf gestellt wird, das nach dem 31. De- 
zember 1970 beginnt, wenn für den Stichtag dieses 
Jahresabschlusses und für die beiden vorausgegan- 
genen Abschlußstichtage jeweils mindestens zwei 
der drei Merkmale des § 11 Abs. 1 oder die Merk- 
male des § 1 1 Abs. 4 zutrafen. 


(3) Unternehmen, die für das in Absatz 1 ge- 
nannte Geschäftsjahr nach dem Ersten Abschnitt 
Rechnung legen, brauchen die Erklärungen nach 
§ 2 Abs. 2 nicht einzureichen. Konzernleitungen oder 
Teilkonzernleitungen, die auf den in Absatz 2 ge- 
nannten Stichtag einen Konzernabschluß oder Teil- 
konzernabschluß und einen Konzerngeschäftsbericht 
oder Teilkonzerngeschäftsbericht aufstellen, brau- 
chen die Erklärungen nach § 12 Abs. 2 nicht einzu- 
reichen. 

§ 24 

unverändert 


§ 25 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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